Europäische Sozialcharta

Die Europäische Sozialcharta (ESC) ist im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen Grundrechte das Gegenstück zur Europäischen Menschenrechtskonvention (MRK), die den Schutz der bürgerlichen und politischen Grundrechte und Grundfreiheiten gewährleistet. Sie wurde am 18. Oktober 1961 in Turin unterzeichnet und trat am 26. Februar 1965 in Kraft. Österreich hat die ESC am 10. September 1969 ratifiziert, BGBl. Nr. 460/1969.

Die Europäische Sozialcharta von 1961

Presentation of the European Social Charter 
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What is the European Social Charter of the Council of Europe?
A Council of Europe treaty, signed in 1961, which protects human rights.
The Council of Europe is a political organisation, founded in 1949. Its aims are to guarantee democracy, human rights and the rule of law. All European states that are prepared to respect its principles may become members. Today, 43 states are part of the Organisation. 
Human rights are imprescriptible rights which guarantee the respect of the fundamental dignity of the individual. 
The European Convention on Human Rights guarantees civil and political human rights.
The European Social Charter, which guarantees social and economic human rights, is the natural counterpart of the Convention. Three Protocols were added to the Charter in 1988, 1991 and 1995. 
Finally, in 1996, the revised Social Charter was opened for signature. It entered into force on 1 July 1999 and will progressively replace the first Charter.
Which states have ratified the European Social Charter ?
At 21 February 2002:
All 43 member States of the Council of Europe have either signed or ratified the 1961 Charter or the 1996 revised Charter.
· The 1961 Charter has been ratified by: Austria, Belgium, Czech Republic, Denmark, Finland, Germany, Greece, Hungary, Iceland, Latvia, Luxembourg, Malta, the Netherlands, Poland, Portugal, Slovakia, Spain, Turkey and the United Kingdom.
· The 1996 revised Charter has been ratified by: Bulgaria, Cyprus, Estonia, France, Ireland, Italy, Lithuania, Moldova, Norway, Romania, Slovenia and Sweden.
· The 1961 Charter or the 1996 revised Charter has been signed but not yet ratified by: Albania, Andorra, Armenia, Azerbaijan, Croatia, Georgia, Liechtenstein, Russia, San Marino, Switzerland, "the former Yugoslav Republic of Macedonia" and Ukraine.
Präambel 

Die Unterzeichnerregierungen, Mitglieder des Europarats, 

In der Erwägung, daß es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern herzustellen, um die Ideale und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe sind, zu wahren und zu verwirklichen und ihren wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu fördern, insbesondere durch die Erhaltung und Weiterentwicklung der Menschenrechte und Grundfreiheiten. 

In der Erwägung, daß die Mitgliedsstaaten des Europarats in der am 4. November 1950 zu Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten und in dem am 20. März 1952 zu Paris unterzeichneten Zusatzprotokoll übereingekommen sind, ihren Völkern die darin angeführten bürgerlichen und politischen Rechte und Freiheiten zu sichern. 

In der Erwägung, daß die Ausübung sozialer Rechte sichergestellt sein muß, und zwar ohne Diskriminierung aus Gründen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Religion, der politischen Meinung, der nationalen Abstammung oder der sozialen Herkunft. 

In dem Entschluß, gemeinsam alle Anstrengungen zu unternehmen, um durch geeignete Einrichtungen und Maßnahmen den Lebensstandard ihrer Bevölkerung in Stadt und Land zu verbessern und ihr soziales Wohl zu fördern. 

Sind wie folgt übereingekommen: 

Europäische Sozialcharta, Teil I

Die Vertragsparteien sind gewillt, mit allen zweckdienlichen Mitteln staatlicher und zwischenstaatlicher Art eine Politik zu verfolgen, die darauf abzielt, geeignete Voraussetzungen zu schaffen, damit die tatsächliche Ausübung der folgenden Rechte und Grundsätze gewährleistet ist. 

1. Jedermann muß die Möglichkeit haben, seinen Lebensunterhalt durch eine frei übernommene Tätigkeit zu verdienen. 

2. Alle Arbeitnehmer haben das Recht auf gerechte Arbeitsbedingungen. 

3. Alle Arbeitnehmer haben das Recht auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen. 

4. Alle Arbeitnehmer haben das Recht auf ein gerechtes Arbeitsentgelt, das ihnen und ihren Familien einen angemessenen Lebensstandard sichert. 

5. Alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben das Recht auf Freiheit zur Vereinigung in nationalen und internationalen Organisationen zum Schutz ihrer wirtschaftlichen und sozialen Interessen. 

6. Alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben das Recht auf Kollektivverhandlungen. 

7. Kinder und Jugendliche haben das Recht auf besonderen Schutz gegen körperliche und sittliche Gefahren, denen sie ausgesetzt sind. 

8. Arbeitnehmerinnen haben im Falle der Mutterschaft und in anderen geeigneten Fällen das Recht auf besonderen Schutz bei der Arbeit. 

9. Jedermann hat das Recht auf geeignete Möglichkeiten der Berufsberatung, die ihm helfen soll, einen Beruf zu wählen, der seiner persönlichen Eignung und seinen Interessen entspricht. 

10. Jedermann hat das Recht auf geeignete Möglichkeiten der Berufsausbildung. 

11. Jedermann hat das Recht, alle Maßnahmen in Anspruch zu nehmen, die es ihm ermöglichen, sich des besten Gesundheitszustandes zu erfreuen, den er erreichen kann. 

12. Alle Arbeitnehmer und ihre Angehörigen haben das Recht auf soziale Sicherheit. 

13. Jedermann hat das Recht auf Fürsorge, wenn er keine ausreichenden Mittel hat. 

14. Jedermann hat das Recht, soziale Dienste in Anspruch zu nehmen. 

15. Jeder Behinderte hat das Recht auf berufliche Ausbildung sowie auf berufliche und soziale Eingliederung oder Wiedereingliederung ohne Rücksicht auf Ursprung und Art seiner Behinderung. 

16. Die Familie als Grundeinheit der Gesellschaft hat das Recht auf angemessenen sozialen, gesetzlichen und wirtschaftlichen Schutz, der ihre volle Entfaltung zu sichern vermag. 

17. Mütter und Kinder haben, unabhängig vom Bestehen einer Ehe und von familienrechtlichen Beziehungen, das Recht auf angemessenen sozialen und wirtschaftlichen Schutz. 

18. Die Staatsangehörigen einer Vertragspartei haben das Recht, im Hoheitsgebiet jeder anderen Vertragspartei gleichberechtigt mit deren Staatsangehörigen jede Erwerbstätigkeit aufzunehmen, vorbehaltlich von Einschränkungen, die auf triftigen wirtschaftlichen oder sozialen Gründen beruhen. 

19. Wanderarbeitnehmer, die Staatsangehörige einer Vertragspartei sind, und ihre Familien haben das Recht auf Schutz und Beistand im Hoheitsgebiet jeder anderen Vertragspartei. 

Europäische Sozialcharta, Teil II 

Die Vertragsparteien erachten sich durch die in den folgenden Artikeln und Absätzen festgelegten Verpflichtungen nach Maßgabe des Teils III gebunden. 

Unterkapitel: 
Artikel 1: Das Recht auf Arbeit 
Artikel 2: Das Recht auf gerechte Arbeitsbedingungen 
Artikel 3: Das Recht auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen 
Artikel 4: Das Recht auf ein gerechtes Arbeitsentgelt 
Artikel 5: Das Vereinigungsrecht 
Artikel 6: Das Recht auf Kollektivverhandlungen 
Artikel 7: Das Recht der Kinder und Jugendlichen auf Schutz 
Artikel 8: Das Recht der Arbeitnehmerinnen auf Schutz 
Artikel 9: Das Recht auf Berufsberatung 
Artikel 10: Das Recht auf berufliche Ausbildung 
Artikel 11: Das Recht auf Schutz der Gesundheit 
Artikel 12: Das Recht auf Soziale Sicherheit 
Artikel 13: Das Recht auf Fürsorge 
Artikel 14: Das Recht auf Inanspruchnahme sozialer Dienste 
Artikel 15: Das Recht der körperlich, geistig oder seelisch Behinderten auf berufliche Ausbildung sowie auf berufliche und soziale Eingliederung oder Wiedereingliederung 
Artikel 16: Das Recht der Familie auf sozialen, gesetzlichen und wirtschaftlichen Schutz 
Artikel 17: Das Recht der Mütter und der Kinder auf sozialen und wirtschaftlichen Schutz 
Artikel 18: Das Recht auf Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Hoheitsgebiet der anderen Vertragsparteien 
Artikel 19: Das Recht der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien auf Schutz und Beistand 

[oben]
Artikel 1: Das Recht auf Arbeit 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Arbeit zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. zwecks Verwirklichung der Vollbeschäftigung die Erreichung und Aufrechterhaltung eines möglichst hohen und stabilen Beschäftigungsstandes zu einer ihrer wichtigsten Zielsetzungen und Aufgaben zu machen; 

2. das Recht des Arbeitnehmers wirksam zu schützen, seinen Lebensunterhalt durch eine frei übernommene Tätigkeit zu verdienen; 

3. unentgeltliche Arbeitsvermittlungsdienste für alle Arbeitnehmer einzurichten oder aufrechtzuerhalten; 

4. eine geeignete Berufsberatung, Berufsausbildung und berufliche Wiedereingliederung sicherzustellen oder zu fördern. 

[oben]
Artikel 2: Das Recht auf gerechte Arbeitsbedingungen 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf gerechte Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. für eine angemessene tägliche und wöchentliche Arbeitszeit zu sorgen und die Arbeitswoche fortschreitend zu verkürzen, soweit die Produktivitätssteigerung und andere mitwirkende Faktoren dies gestatten; 

2. bezahlte öffentliche Feiertage vorzusehen: 

3. die Gewährung eines bezahlten Jahresurlaubs von mindestens zwei Wochen sicherzustellen; 

4. für die Gewährung zusätzlicher bezahlter Urlaubstage oder einer verkürzten Arbeitszeit für Arbeitnehmer zu sorgen, die mit bestimmten gefährlichen oder gesundheitsschädlichen Arbeiten beschäftigt sind; 

5. eine wöchentliche Ruhezeit sicherzustellen, die, soweit möglich, mit dem Tag zusammenfällt, der in dem betreffenden Land oder Bezirk durch Herkommen oder Brauch als Ruhetag anerkannt ist. 

[oben]
Artikel 3: Das Recht auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. Sicherheits- und Gesundheitsvorschriften zu erlassen; 

2. für Kontrollmaßnahmen zur Einhaltung dieser Vorschriften zu sorgen; 

3. die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen in geeigneten Fällen bei Maßnahmen zu Rate zu ziehen, die auf eine Verbesserung der Sicherheit und der Gesundheit bei der Arbeit gerichtet sind. 

[oben]
Artikel 4: Das Recht auf ein gerechtes Arbeitsentgelt 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf ein gerechtes Arbeitsentgelt zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. das Recht der Arbeitnehmer auf ein Arbeitsentgelt anzuerkennen, welches ausreicht, um ihnen und ihren Familien einen angemessenen Lebensstandard zu sichern; 

2. das Recht der Arbeitnehmer auf Zahlung erhöhter Lohnsätze für Überstundenarbeit anzuerkennen, vorbehaltlich von Ausnahmen in bestimmten Fällen; 

3. das Recht männlicher und weiblicher Arbeitnehmer auf gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit anzuerkennen; 

4. das Recht aller Arbeitnehmer auf eine angemessene Kündigungsfrist im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses anzuerkennen; 

5. Lohnabzüge nur unter den Bedingungen und in den Grenzen zuzulassen, die in innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehen oder durch Gesamtarbeitsvertrag oder Schiedsspruch bestimmt sind. Die Ausübung dieser Rechte ist durch frei geschlossene Gesamtarbeitsverträge, durch gesetzliche Verfahren der Lohnfestsetzung oder auf jede andere, den Landesverhältnissen entsprechende Weise zu gewährleisten. 

[oben]
Artikel 5: Das Vereinigungsrecht 

Um die Freiheit der Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu gewährleisten oder zu fördern, örtliche, nationale oder internationale Organisationen zum Schutze ihrer wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu bilden und diesen Organisationen beizutreten, verpflichten sich die Vertragsparteien, diese Freiheit weder durch das innerstaatliche Recht noch durch dessen Anwendung zu beeinträchtigen. Inwieweit die in diesem Artikel vorgesehenen Garantien auf die Polizei Anwendung finden, bestimmt sich nach innerstaatlichem Recht. Das Prinzip und gegebenenfalls der Umfang der Anwendung dieser Garantien auf die Mitglieder der Streitkräfte bestimmen sich gleichfalls nach innerstaatlichem Recht. 

Artikel 6: Das Recht auf Kollektivverhandlungen 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Kollektivverhandlungen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. gemeinsame Beratungen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern zu fördern; 

2. Verfahren für freiwillige Verhandlungen zwischen Arbeitgebern oder Arbeitgeberorganisationen einerseits und Arbeitnehmerorganisationen andererseits zu fördern, soweit dies notwendig und zweckmäßig ist, mit dem Ziele, die Beschäftigungsbedingungen durch Gesamtarbeitsverträge zu regeln; 

3. die Einrichtung und die Benutzung geeigneter Vermittlungs- und freiwilliger Schlichtungsverfahren zur Beilegung von Arbeitsstreitigkeiten zu fördern; und anerkennen 

4. das Recht der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber auf kollektive Maßnahmen einschließlich des Streikrechts im Falle von Interessenkonflikten, vorbehaltlich etwaiger Verpflichtungen aus geltenden Gesamtarbeitsverträgen.

[oben]
Artikel 7: Das Recht der Kinder und Jugendlichen auf Schutz 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Kinder und Jugendlichen auf Schutz zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. das Mindestalter für die Zulassung zu einer Beschäftigung auf 15 Jahre festzusetzen, vorbehaltlich von Ausnahmen für Kinder, die mit bestimmten leichten Arbeiten beschäftigt werden, welche weder ihre Gesundheit noch ihre Moral noch ihre Erziehung gefährden; 

2. ein höheres Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung in bestimmten Berufen festzusetzen, die als gefährlich oder gesundheitsschädlich gelten; 

3. die Beschäftigung Schulpflichtiger mit Arbeiten zu verbieten, die verhindern würden, daß sie aus ihrer Schulausbildung den vollen Nutzen ziehen; 

4. die Arbeitszeit von jugendlichen unter 16 Jahren, entsprechend den Erfordernissen ihrer Entwicklung und insbesondere ihrer Berufsausbildung zu begrenzen; 

5. das Recht der jugendlichen Arbeitnehmer und Lehrlinge auf ein gerechtes Arbeitsentgelt oder eine angemessene Beihilfe anzuerkennen; 

6. vorzusehen, daß die Zeit, die Jugendliche während der normalen Arbeitszeit mit Zustimmung des Arbeitgebers für die Berufsausbildung verwenden, als Teil der täglichen Arbeitszeit gilt; 

7. für Arbeitnehmer unter 18 Jahren die Dauer des bezahlten Jahresurlaubs auf mindestens drei Wochen festzusetzen; 

8. für Personen unter 18 Jahren Nachtarbeit zu verbieten, mit Ausnahme bestimmter, im innerstaatlichen Recht festgelegter Arbeiten; 

9. vorzusehen, daß Arbeitnehmer unter 18 Jahren, die in bestimmten, in dem innerstaatlichen Recht festgelegten Beschäftigungen tätig sind, einer regelmäßigen ärztlichen Überwachung unterliegen; 

10. einen besonderen Schutz gegen die körperlichen und sittlichen Gefahren sicherzustellen, denen Kinder und Jugendliche ausgesetzt sind, insbesondere gegen Gefahren, die sich unmittelbar oder mittelbar aus ihrer Arbeit ergeben. 

[oben]
Artikel 8: Das Recht der Arbeitnehmerinnen auf Schutz 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Arbeitnehmerinnen auf Schutz zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. sicherzustellen, daß Frauen vor und nach der Niederkunft eine Arbeitsbefreiung von insgesamt mindestens 12 Wochen erhalten, und zwar entweder in Form eines bezahlten Urlaubs oder durch angemessene Leistungen der Sozialen Sicherheit oder aus sonstigen öffentlichen Mitteln; 

2. es als ungesetzlich zu betrachten, daß ein Arbeitgeber einer Frau während ihrer Abwesenheit infolge Mutterschaftsurlaubs oder so kündigt, daß die Kündigungsfrist während einer solchen Abwesenheit abläuft; 

3. sicherzustellen, daß Mütter, die ihre Kinder stillen, für diesen Zweck Anspruch auf ausreichende Arbeitsunterbrechungen haben; 

4. 

a) die Nachtarbeit von Arbeitnehmerinnen in gewerblichen Betrieben zu regeln; 

b) jede Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen mit Untertagarbeiten in Bergwerken und gegebenenfalls mit allen sonstigen Arbeiten zu untersagen, die infolge ihrer gefährlichen, gesundheitsschädlichen oder beschwerlichen Art für sie ungeeignet sind. 

[oben]
Artikel 9: Das Recht auf Berufsberatung 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Berufsberatung zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, einen Dienst einzurichten oder zu fördern soweit dies notwendig ist, der allen Personen einschließlich der Behinderten hilft, die Probleme der Berufswahl oder des beruflichen Aufstiegs zu lösen, und zwar unter Berücksichtigung ihrer persönlichen Eigenschaften und deren Beziehung zu den Beschäftigungsmöglichkeiten; diese Hilfe soll sowohl jugendlichen einschließlich Kindern schulpflichtigen Alters als auch Erwachsenen unentgeltlich zur Verfügung stehen. 

[oben]
Artikel 10: Das Recht auf berufliche Ausbildung 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf berufliche Ausbildung zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. die fachliche und berufliche Ausbildung aller Personen, einschließlich der Behinderten, soweit es notwendig ist, zu gewährleisten oder zu fördern, und zwar in Beratung mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, sowie Möglichkeiten für den Zugang zu Technischen Hochschulen und Universitäten nach alleiniger Maßgabe der persönlichen Eignung zu schaffen; 

2. ein System der Lehrlingsausbildung und andere Systeme der Ausbildung für junge Menschen beiderlei Geschlechts in ihren verschiedenen Berufstätigkeiten sicherzustellen oder zu fördern; 

3. soweit notwendig, folgendes sicherzustellen oder zu fördern; 

a) geeignete und leicht zugängliche Ausbildungsmöglichkeiten für erwachsene Arbeitnehmer, 

b) besondere Möglichkeiten für die berufliche Umschulung erwachsener Arbeitnehmer, die durch den technischen Fortschritt oder neue Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt erforderlich wird; 

4. zur vollen Ausnutzung der geschaffenen Möglichkeiten durch geeignete Maßnahmen anzuregen, zum Beispiel dadurch, daß 

a) alle Gebühren und Kosten herabgesetzt oder abgeschafft werden, 

b) in geeigneten Fällen finanzielle Hilfe gewährt wird, 

c) die Zeiten, die der Arbeitnehmer während der Beschäftigung auf Verlangen seines Arbeitgebers für den Besuch von Fortbildungslehrgängen verwendet, auf die normale Arbeitszeit angerechnet werden; 

d) durch geeignete Überwachung die Wirksamkeit des Systems der Lehrlingsausbildung und jedes anderen Ausbildungssystems für jugendliche Arbeitnehmer sowie ganz allgemein deren ausreichender Schutz gewährleistet wird, und zwar in Beratung mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen 

[oben]
Artikel 11: Das Recht auf Schutz der Gesundheit 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Schutz der Gesundheit zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, entweder unmittelbar oder in Zusammenarbeit mit öffentlichen oder privaten Organisationen geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die u.a. darauf abzielen, 

1. soweit wie möglich die Ursachen von Gesundheitsschäden zu beseitigen; 

2. Beratungs- und Schulungsmöglichkeiten zu schaffen zur Verbesserung der Gesundheit und zur Entwicklung des persönlichen Verantwortungsbewußtseins in Fragen der Gesundheit; 

3. soweit wie möglich epidemischen, endemischen und anderen Krankheiten vorzubeugen 

[oben]
Artikel 12: Das Recht auf Soziale Sicherheit 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Soziale Sicherheit zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. ein System der Sozialen Sicherheit einzuführen oder beizubehalten; 

2. das System der Sozialen Sicherheit auf einem befriedigenden Stand zu halten, der zumindest dem entspricht, der für die Ratifikation des Übereinkommens (Nr. 102. der Internationalen Arbeitsorganisation über die Mindestnormen der Sozialen Sicherheit erforderlich ist; 

3. sich zu bemühen, das System der Sozialen Sicherheit fortschreitend auf einen höheren Stand zu bringen; 

4. durch den Abschluß geeigneter zwei- und mehrseitiger Übereinkünfte oder durch andere Mittel und nach Maßgabe der in diesen Übereinkünften niedergelegten Bedingungen Maßnahmen zu ergreifen, die folgendes gewährleisten: 

a) die Gleichbehandlung der Staatsangehörigen anderer Vertragsparteien mit ihren eigenen Staatsangehörigen hinsichtlich der Ansprüche aus der Sozialen Sicherheit einschließlich der Wahrung der nach den Rechtsvorschriften der Sozialen Sicherheit erwachsenen Leistungsansprüche, gleichviel wo die geschützten Personen innerhalb der Hoheitsgebiete der Vertragsparteien ihren Aufenthalt nehmen; 

b) die Gewährung, die Erhaltung und das Wiederaufleben von Ansprüchen aus der Sozialen Sicherheit, beispielsweise durch die Zusammenrechnung von Versicherungs- und Beschäftigungszeiten, die nach den Rechtsvorschriften jeder der Vertragsparteien zurückgelegt wurden. 

[oben]
Artikel 13: Das Recht auf Fürsorge 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Fürsorge zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. sicherzustellen, daß jedem, der nicht über ausreichende Mittel verfügt und sich diese auch nicht selbst oder von anderen, insbesondere durch Leistungen aus einem System der Sozialen Sicherheit verschaffen, kann, ausreichende Unterstützung gewährt wird und im Falle der Erkrankung die Betreuung, die seine Lage erfordert; 

2. sicherzustellen, daß Personen, die diese Fürsorge in Anspruch nehmen, nicht aus diesem Grunde in ihren politischen oder sozialen Rechten beeinträchtigt werden; 

3. dafür zu sorgen, daß jedermann durch zweckentsprechende öffentliche oder private Einrichtungen die zur Verhütung, Behebung oder Milderung einer persönlichen oder familiären Notlage erforderliche Beratung und persönliche Hilfe erhalten kann; 

4. die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Bestimmungen auf die rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet befindlichen Staatsangehörigen der anderen Vertragsparteien anzuwenden, und zwar auf der Grundlage der Gleichbehandlung und in Übereinstimmung mit den Verpflichtungen, die sie in dem am 11. Dezember 1953 zu Paris unterzeichneten Europäischen Fürsorgeabkommen übernommen haben. 

[oben]
Artikel 14: Das Recht auf Inanspruchnahme sozialer Dienste 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Inanspruchnahme sozialer Dienste zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. Dienste zu fördern oder zu schaffen, die unter Anwendung der Methoden der Sozialarbeit zum Wohlbefinden und zur Entfaltung des einzelnen und der Gruppen innerhalb der Gemeinschaft beitragen, sowie zu ihrer Anpassung an die soziale Umgebung; 

2. bei der Bildung und Durchführung dieser Dienste Einzelpersonen und freie oder andere Organisationen zur Beteiligung anzuregen. 

[oben]
Artikel 15: Das Recht der körperlich, geistig oder seelisch Behinderten auf berufliche Ausbildung sowie auf berufliche und soziale Eingliederung oder Wiedereingliederung 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes der körperlich, geistig oder seelisch Behinderten auf berufliche Ausbildung sowie auf berufliche und soziale Eingliederung oder Wiedereingliederung zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. geeignete Maßnahmen zu treffen für die Bereitstellung von Ausbildungsmöglichkeiten, erforderlichenfalls unter Einschluß von öffentlichen oder privaten Sondereinrichtungen; 

2. geeignete Maßnahmen zu treffen für die Vermittlung Behinderter auf Arbeitsplätze, namentlich durch besondere Arbeitsvermittlungsdienste, durch Ermöglichung wettbewerbsgeschützter Beschäftigung und durch Maßnahmen, die den Arbeitgebern einen Anreiz zur Einstellung von Behinderten bieten. 

[oben]
Artikel 16: Das Recht der Familie auf sozialen, gesetzlichen und wirtschaftlichen Schutz 

Um die erforderlichen Voraussetzungen für die Entfaltung der Familie als einer Grundeinheit der Gesellschaft zu schaffen, verpflichten sich die Vertragsparteien, den wirtschaftlichen, gesetzlichen und sozialen Schutz des Familienlebens zu fördern, insbesondere durch Sozial- und Familienleistungen, steuerliche Maßnahmen, Förderung des Baues familiengerechter Wohnungen, Hilfen für junge Eheleute und andere geeignete Mittel jeglicher Art. 

[oben]
Artikel 17: Das Recht der Mütter und der Kinder auf sozialen und wirtschaftlichen Schutz 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Mütter und der Kinder auf sozialen und wirtschaftlichen Schutz zu gewährleisten, werden die Vertragsparteien alle hierzu geeigneten und notwendigen Maßnahmen treffen, einschließlich der Schaffung und Unterhaltung geeigneter Einrichtungen und Dienste. 

[oben]
Artikel 18: Das Recht auf Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Hoheitsgebiet der anderen Vertragsparteien 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Hoheitsgebiet jeder anderen Vertragspartei zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. bestehende Vorschriften großzügig anzuwenden; 

2. bestehende Formvorschriften zu vereinfachen und Verwaltungsgebühren und andere von ausländischen Arbeitnehmern oder ihren Arbeitgebern zu entrichtende Abgaben herabzusetzen oder abzuschaffen; 

3. die Vorschriften über die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer einzeln oder gemeinschaftlich zu liberalisieren; und anerkennen 

4. das Recht ihrer Staatsangehörigen, das Land zu verlassen, um im Hoheitsgebiet anderer Vertragsparteien eine Erwerbstätigkeit auszuüben. 

[oben]
Artikel 19: Das Recht der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien auf Schutz und Beistand 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien auf Schutz und Beistand im Hoheitsgebiet jeder anderen Vertragspartei zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, 

1. geeignete Stellen zu unterhalten oder sich zu vergewissern, daß solche Stellen bestehen, die diese Arbeitnehmer unentgeltlich betreuen, insbesondere durch Erteilung genauer Auskünfte, sowie im Rahmen des innerstaatlichen Rechts geeignete Maßnahmen gegen irreführende Werbung zur Auswanderung und Einwanderung zu treffen; 

2. in den Grenzen ihrer Zuständigkeit geeignete Maßnahmen zur Erleichterung der Abreise, der Reise und der Aufnahme dieser Arbeitnehmer und ihrer Familien zu treffen und ihnen in den Grenzen ihrer Zuständigkeit während der Reise notwendige Gesundheitsdienste, ärztliche Betreuung und gute hygienische Bedingungen zu verschaffen; 

3. soweit erforderlich, die Zusammenarbeit zwischen den öffentlichen und privaten sozialen Diensten der Auswanderungs- und Einwanderungsländer zu fördern; 

4. sicherzustellen, daß diese Arbeitnehmer, soweit sie sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet befinden, nicht weniger günstig behandelt werden als ihre eigenen Staatsangehörigen in bezug auf die folgenden Gegenstände, soweit diese durch Rechtsvorschriften geregelt, oder der Überwachung durch die Verwaltungsbehörden unterstellt sind: 

a) das Arbeitsentgelt und andere Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen; 

b) den Beitritt zu gewerkschaftlichen Organisationen und den Genuß der durch Gesamtarbeitsverträge gebotenen Vorteile; 

c) die Unterkunft; 

5. sicherzustellen, daß diese Arbeitnehmer, soweit sie sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet befinden, nicht weniger günstig behandelt werden als ihre eigenen Staatsangehörigen in bezug auf die Steuern, Abgaben und Beiträge, die für den Arbeitnehmer auf Grund der Beschäftigung zu zahlen sind; 

6. soweit möglich, die Zusammenführung eines zur Niederlassung im Hoheitsgebiet berechtigten Wanderarbeitnehmers mit seiner Familie zu erleichtern; 

7. sicherzustellen, daß diese Arbeitnehmer, soweit sie sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet befinden, nicht weniger günstig behandelt werden als ihre eigenen Staatsangehörigen in bezug auf die Möglichkeit, hinsichtlich der in diesem Artikel behandelten Angelegenheiten den Rechtsweg zu beschreiten; 

8. sicherzustellen, daß diese Arbeitnehmer, soweit sie in ihrem Hoheitsgebiet ihren rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt haben, nur ausgewiesen werden können, wenn sie die Sicherheit des Staates gefährden oder gegen die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder die Sittlichkeit verstoßen; 

9. innerhalb der gesetzlichen Grenzen die Überweisung der Teile des Verdienstes und der Ersparnisse zuzulassen, die diese Arbeitnehmer zu überweisen wünschen; 

10. den in diesem Artikel vorgesehenen Schutz und Beistand auf die aus- oder einwandernden selbständig Erwerbstätigen zu erstrecken, soweit solche Maßnahmen auf diesen Personenkreis anwendbar sind. 

Europäische Sozialcharta, Teil III

Artikel 20: Verpflichtungen 

1. Jede der Vertragsparteien verpflichtet sich, 

a) Teil I dieser Charta als eine Erklärung der Ziele anzusehen, die sie entsprechend dem einleitenden Absatz jenes Teils mit allen geeigneten Mitteln verfolgen wird; 

b) mindestens fünf der folgenden sieben Artikel des Teils II dieser Charta als für sich bindend anzusehen: Artikel 1, 5, 6, 12, 13, 16 und 19; 

c) zusätzlich zu den nach Maßgabe des Buchstabens b ausgewählten Artikeln so viele Artikel oder numerierte Absätze des Teils II der Charta auszuwählen und als für sich bindend anzusehen, daß die Gesamtzahl der Artikel oder numerierten Absätze, durch die sie gebunden ist, mindestens 10 Artikel oder 45 numerierte Absätze beträgt. 

2. Die nach Maßgabe des Absatzes 1 Buchstaben b und c ausgewählten Artikel oder Absätze sind dem Generalsekretär des Europarats gleichzeitig mit der Hinterlegung der Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde durch die betreffende Vertragspartei zu notifizieren. 

3. Jede Vertragspartei kann zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär zu richtende Notifikation erklären, daß sie in Teil II der Charta einen anderen Artikel oder numerierten Absatz als für sich bindend ansieht. den sie bisher noch nicht nach Absatz 1 dieses Artikels angenommen hat. Diese später übernommenen Verpflichtungen gelten als Bestandteil der Ratifikation oder Genehmigung und haben vom dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Notifikation an die gleiche Wirkung. 

4. Der Generalsekretär bringt allen Unterzeichnerregierungen und dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes jede Notifikation zur Kenntnis, die er auf Grund dieses Teils der Charta erhält. 

5. Jede Vertragspartei hat ein den innerstaatlichen Verhältnissen entsprechendes System der Arbeitsaufsicht zu unterhalten. 

Europäische Sozialcharta, Teil IV


Unterkapitel: 
Artikel 21: Berichte zu den angenommenen Bestimmungen 
Artikel 22: Berichte zu den nicht angenommenen Bestimmungen 
Artikel 23: Zustellung von Abschriften 
Artikel 24: Prüfung der Berichte 
Artikel 25: Der Sachverständigenausschuß 
Artikel 26: Beteiligung der Internationalen Arbeitsorganisation 
Artikel 27 Unterausschuß des Regierungssozialausschusses 
Artikel 28: Die Beratende Versammlung 
Artikel 29: Das Ministerkomitee 

[oben]
Artikel 21: Berichte zu den angenommenen Bestimmungen 

Die Vertragsparteien übersenden dem Generalsekretär des Europarats alle zwei Jahre in einer von dem Ministerkomitee festzulegenden Form einen Bericht über die Anwendung der von ihnen angenommenen Bestimmungen des Teils II der Charta) 

[oben]
Artikel 22: Berichte zu den nicht angenommenen Bestimmungen 

Die Vertragsparteien übersenden dem Generalsekretär des Europarats in angemessenen, vom Ministerkomitee zu bestimmenden Zeitabständen Berichte zu den Bestimmungen des Teils II der Charta, die sie weder im Zeitpunkt ihrer Ratifikation oder Genehmigung noch durch spätere Notifikation angenommen haben. Das Ministerkomitee beschließt von Zeit zu Zeit, zu welchen Bestimmungen solche Berichte anzufordern und in welcher Form sie vorzulegen sind. 

[oben]
Artikel 23: Zustellung von Abschriften 

1. Jede Vertragspartei übermittelt Abschriften ihrer in den Artikeln 21 und 22 bezeichneten Berichte an diejenigen nationalen Organisationen, die Mitglieder der internationalen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen sind, welche nach Artikel 27 Abs. 2 eingeladen werden sollen, sich auf den Tagungen des Unterausschusses des Regierungssozialausschusses vertreten zu lassen 

2. Die Vertragsparteien leiten auf Wunsch der nationalen Organisationen deren Stellungnahmen zu den genannten Berichten dem Generalsekretär zu. 

[oben]
Artikel 24: Prüfung der Berichte 

Die dem Generalsekretär nach den Artikeln 21 und 22 übersandten Berichte werden von einem Sachverständigenausschuß geprüft, dem auch alle dem Generalsekretär nach Artikel 23 Abs. 2 zugeleiteten Stellungnahmen vorzulegen sind. 

[oben]
Artikel 25: Der Sachverständigenausschuß 

1. Der Sachverständigenausschuß besteht aus höchstens sieben Mitgliedern, die das Ministerkomitee aus einer Liste unabhängiger, von den Vertragsparteien vorgeschlagener Sachverständiger von höchster Integrität und anerkannter Sachkenntnis in internationalen sozialen Fragen ernennt. 

2. Die Mitglieder des Ausschusses werden auf sechs Jahre ernannt. Sie können wiederernannt werden. Für zwei der zuerst ernannten Mitglieder endet jedoch die Amtszeit nach Ablauf von vier Jahren. 

3. Die Mitglieder, deren Amtszeit nach der Anfangsperiode von vier Jahren abläuft, werden von dem Ministerkomitee sofort nach der ersten Ernennung durch das Los bestimmt. 

4. Ein Mitglied des Sachverständigenausschusses, das an Stelle eines Mitgliedes ernannt wird, dessen Amtszeit noch nicht abgelaufen ist, bleibt bis zum Ende der Amtszeit seines Vorgängers im Amt 

[oben]
Artikel 26: Beteiligung der Internationalen Arbeitsorganisation 

Die Internationale Arbeitsorganisation ist einzuladen, einen Vertreter namhaft zu machen, der in beratender Eigenschaft an den Verhandlungen des Sachverständigenausschusses teilnimmt. 

[oben]
Artikel 27 Unterausschuß des Regierungssozialausschusses 

1. Die Berichte der Vertragsparteien und die Beratungsergebnisse des Sachverständigenausschusses werden einem Unterausschuß des Regierungssozialausschusses des Europarats zur Prüfung vorgelegt. 

2. Dieser Unterausschuß besteht aus je einem Vertreter jeder Vertragspartei. Er lädt höchstens zwei internationale Arbeitgeberorganisationen und höchstens zwei internationale Arbeitnehmerorganisationen, die er bestimmt, ein, sich auf seinen Tagungen durch Beobachter in beratender Eigenschaft vertreten zu lassen. Er kann außerdem in Fragen, wie etwa des Wohlfahrtswesens und des wirtschaftlichen und sozialen Schutzes der Familie, den Rat von höchstens zwei Vertretern internationaler nichtstaatlicher Organisationen in Anspruch nehmen, die beratenden Status beim Europarat haben und auf diesen Gebieten besonders sachkundig sind. 

3. Der Unterausschuß legt dem Ministerkomitee einen Bericht mit seinen Beratungsergebnissen vor und fügt diesem den Bericht des Sachverständigenausschusses bei. 

[oben]
Artikel 28: Die Beratende Versammlung 

Der Generalsekretär des Europarats übermittelt der Beratenden Versammlung die Beratungsergebnisse des Sachverständigenausschusses. Die Beratende Versammlung teilt dem Ministerkomitee ihre Stellungnahme hierzu mit. 

[oben]
Artikel 29: Das Ministerkomitee 

Das Ministerkomitee kann mit Zweidrittelmehrheit der zur Teilnahme an seinen Sitzungen berechtigten Mitglieder auf Grund des Berichts des Unterausschusses und nach Anhörung der Beratenden Versammlung an jede Vertragspartei alle notwendigen Empfehlungen richten. 


Europäische Sozialcharta, Teil V


Unterkapitel: 
Artikel 30: Notstandsklausel 
Artikel 31: Einschränkungen 
Artikel 32: Verhältnis zwischen der Charta und dem innerstaatlichen Recht sowie internationalen Übereinkünften 
Artikel 33: Erfüllung durch Gesamtarbeitsverträge 
Artikel 34: Räumlicher Geltungsbereich 
Artikel 35: Unterzeichnung, Ratifizierung und Inkrafttreten 
Artikel 36: Änderungen 
Artikel 37: Kündigung 
Artikel 38: Anhang 

[oben]
Artikel 30: Notstandsklausel 

1. In Kriegszeiten oder bei einem anderen öffentlichen Notstand, der das Leben der Nation bedroht, kann jede Vertragspartei Maßnahmen treffen, die von ihren Verpflichtungen aus dieser Charta abweichen, soweit es auf Grund der Lage unbedingt erforderlich ist, vorausgesetzt, daß diese Maßnahmen nicht zu ihren anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen im Widerspruch stehen. 

2. jede Vertragspartei, die von diesem Recht der Abweichung Gebrauch gemacht hat, hält den Generalsekretär des Europarats innerhalb einer angemessenen Frist vollständig auf dem laufenden über die getroffenen Maßnahmen und die Gründe hierfür. Sie unterrichtet den Generalsekretär auch von dem Zeitpunkt, zu dem diese Maßnahmen aufgehoben wurden und die von ihr angenommenen Bestimmungen der Charta wieder in vollem Umfang angewandt werden. 

3. Der Generalsekretär setzt die anderen Vertragsparteien und den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes von allen nach Absatz 2 bei ihm eingegangenen Mitteilungen in Kenntnis. 

[oben]
Artikel 31: Einschränkungen 

1. Die in Teil I niedergelegten Rechte und Grundsätze dürfen nach ihrer Verwirklichung ebenso wie ihre in Teil II vorgesehene wirksame Ausübung anderen als den in diesen Teilen vorgesehenen Einschränkungen oder Begrenzungen nur unterliegen, wenn diese gesetzlich vorgeschrieben und in einer demokratischen Gesellschaft zum Schutze der Rechte und Freiheiten anderer oder zum Schutze der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Sicherheit des Staates, der Volksgesundheit und der Sittlichkeit notwendig sind. 

2. Von den nach dieser Charta zulässigen Einschränkungen der darin niedergelegten Rechte und Verpflichtungen darf für keinen anderen als den vorgesehenen Zweck Gebrauch gemacht werden. 

[oben]
Artikel 32: Verhältnis zwischen der Charta und dem innerstaatlichen Recht sowie internationalen Übereinkünften 

Die Bestimmungen dieser Charta lassen geltende oder künftig in Kraft tretende Bestimmungen des innerstaatlichen Rechtes und zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte unberührt, die den geschätzten Personen eine günstigere Behandlung einräumen 

[oben]
Artikel 33: Erfüllung durch Gesamtarbeitsverträge 

1. In Mitgliedsstaaten, in denen die Bestimmungen des Teils II Artikel 2 Absätze 1 bis 5, Artikel 7 Absätze 4, 6, und 7 und Artikel 10 Absätze 1 bis 4 Angelegenheiten sind, die üblicherweise durch Gesamtarbeitsverträge zwischen Arbeitgebern oder Arbeitgeberorganisationen und Arbeitnehmerorganisationen geregelt oder üblicherweise auf anderem Wege als dem der Gesetzgebung durchgeführt werden, können die Verpflichtungen aus diesen Absätzen übernommen werden und als erfüllt gelten, wenn diese Bestimmungen auf Grund derartiger Gesamtarbeitsverträge oder auf andere Weise auf die überwiegende Mehrheit der betreffenden Arbeitnehmer Anwendung finden. 

2. In Mitgliedsstaaten, in denen diese Bestimmungen üblicherweise Gegenstand der Gesetzgebung sind, können die entsprechenden Verpflichtungen gleichfalls übernommen werden und als erfüllt gelten, wenn diese Bestimmungen auf Grund der Gesetze auf die überwiegende Mehrheit der betreffenden Arbeitnehmer Anwendung finden. 

[oben]
Artikel 34: Räumlicher Geltungsbereich 

1. Diese Charta gilt für das Mutterland jeder Vertragspartei. Jede Unterzeichnerregierung kann bei der Unterzeichnung oder der Hinterlegung ihrer Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde in einer an den Generalsekretär des Europarats gerichteten Erklärung das Hoheitsgebiet bezeichnen, das in diesem Sinne als Mutterland gilt. 

2. Jede Vertragspartei kann bei der Ratifikation oder Genehmigung dieser Charta oder zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, daß die Charta ganz oder teilweise auf jedes nicht zum Mutterland gehörende, in der Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiet anzuwenden ist, dessen internationale Beziehungen sie wahrnimmt oder für das sie international verantwortlich ist. In dieser Erklärung hat sie die Artikel oder Absätze des Teils II der Charta anzugeben, die sie für die in der Erklärung bezeichneten Hoheitsgebiete als bindend anerkennt. 

3. Die Charta findet in jedem in der vorgenannten Erklärung bezeichneten Hoheitsgebiet vom dreißigsten Tage an Anwendung, nachdem die Erklärung dem Generalsekretär notifiziert worden ist. 

4. Jede Vertragspartei kann zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, daß sie für ein Hoheitsgebiet, auf welches die Charta nach Absatz 2 Anwendung findet, bestimmte Artikel oder numerierte Absätze als bindend annimmt, die sie für dieses Hoheitsgebiet noch nicht angenommen hatte. Derartige später eingegangene Verpflichtungen gelten als Bestandteil der ursprünglichen Erklärung für das betreffende Hoheitsgebiet und haben vom dreißigsten Tage nach dem Zeitpunkt der Notifizierung an die gleiche Wirkung. 

5. Der Generalsekretär unterrichtet die anderen Unterzeichnerregierungen und den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes von jeder Notifikation, die ihm auf Grund dieses Artikels übermittelt wird. 

[oben]
Artikel 35: Unterzeichnung, Ratifizierung und Inkrafttreten 

1. Diese Charta liegt für die Mitgliedsstaaten des Europarats zur Unterzeichnung auf. Sie bedarf der Ratifikation oder Genehmigung. Die Ratifikations- oder Genehmigungsurkunden sind bei dem Generalsekretär des Europarats zu hinterlegen 

2. Diese Charta tritt am dreißigsten Tage nach Hinterlegung der fünften Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde in Kraft. 

3. Für jeden Unterzeichner, der diese Charta in der Folge ratifiziert, tritt sie am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde in Kraft. 

4. Der Generalsekretär notifiziert allen Mitgliedern des Europarats und dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes das Inkrafttreten der Charta, den Namen der Vertragsparteien, die sie ratifiziert oder genehmigt haben, sowie jede folgende Hinterlegung einer Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde. 

[oben]
Artikel 36: Änderungen 

Jedes Mitglied des Europarats kann in einer an den Generalsekretär des Europarats gerichteten Mitteilung Änderungen dieser Charta vorschlagen. Der Generalsekretär übermittelt den anderen Mitgliedern des Europarats alle Änderungsvorschläge, die dann vom Ministerkomitee geprüft und der Beratenden Versammlung zur Stellungnahme vorgelegt werden. Jede vom Ministerkomitee gebilligte Änderung tritt am dreißigsten Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft, in dem alle Vertragsparteien den Generalsekretär von ihrer Annahme der Änderung unterrichtet haben. Der Generalsekretär notifiziert allen Mitgliedern des Europarats und dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes das Inkrafttreten dieser Änderungen. 

[oben]
Artikel 37: Kündigung 

1. Eine Vertragspartei kann diese Charta erst nach Ablauf von fünf Jahren, nachdem die Charta Für sie in Kraft getreten ist, oder in der Folge jeweils nach Ablauf von zwei Jahren kündigen; in jedem Falle ist die Kündigung sechs Monate vorher dem Generalsekretär des Europarats zu notifizieren; dieser unterrichtet die anderen Vertragsparteien und den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes. Die Kündigung berührt nicht die Gültigkeit der Charta für die anderen Vertragsparteien, solange ihre Zahl nicht unter fünf absinkt. 

2. Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe des Absatzes 1 jeden von ihr angenommenen Artikel oder Absatz von Teil II der Charta kündigen, vorausgesetzt, daß die Zahl der für sie verbindlichen Artikel oder Absätze niemals unter zehn Artikel oder 45 Absätze absinkt und daß diese Anzahl von Artikeln oder Absätzen weiterhin die Artikel einschließt, welche die Vertragspartei aus den in Artikel 20 Abs. 1 Buchstabe b bezeichneten ausgewählt hat. 

3. Eine Vertragspartei kann diese Charta oder jeden Artikel oder Absatz des Teils II der Charta unter den in Absatz 1 dieses Artikels niedergelegten Voraussetzungen für jedes Hoheitsgebiet kündigen, in dem die Charta auf Grund einer Erklärung nach Artikel 34 Abs. 2 Anwendung findet. 

[oben]
Artikel 38: Anhang 

Der Anhang dieser Charta ist Bestandteil derselben. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten diese Charta unterschrieben. 

Geschehen zu Turin am 18. Oktober 1961 in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats hinterlegt wird. Der Generalsekretär übermittelt jedem Unterzeichner beglaubigte Abschriften. 

Europäische Sozialcharta, Anhang

Persönlicher Geltungsbereich der Sozialcharta 
1. Vorbehaltlich des Artikels 12 Abs. 4 und des Artikels 13 Abs. 4 schließt der durch die Artikel 1 bis 17 erfaßte Personenkreis Ausländer nur insoweit ein, als sie Staatsangehörige anderer Vertragsparteien sind und ihren rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei haben oder dort ordnungsgemäß beschäftigt sind. mit der Maßgabe, daß die genannten Artikel im Sinne der Artikel 18 und 19 auszulegen sind. Diese Auslegung hindert eine Vertragspartei nicht, auch anderen Personen entsprechende Rechte zu gewähren. 

2. Jede Vertragspartei wird Flüchtlingen im Sinne des am 28. Juli 1951 zu Genf unterzeichneten Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet gewöhnlich aufhalten, eine Behandlung gewähren, die so günstig wie möglich, in keinem Fall aber weniger günstig ist als in Verpflichtungen der Vertragspartei aus dem oben erwähnten Abkommen oder aus anderen gültigen internationalen Übereinkünften vorgesehen ist, die auf solche Flüchtlinge anwendbar sind. 


Teil I und Teil II 
Teil II 
· Artikel 1 Abs. 2 
· Artikel 4 Abs. 4 
· Artikel 4 Abs. 5 
· Artikel 6 Abs. 4 
· Artikel 7 Abs. 8 
· Artikel 12 Abs. 4 
· Artikel 13 Abs. 4 
· Artikel 19 Abs. 6 
Teil III 
Teil I und Teil II 

Absatz 18 und Artikel 18 Abs. 1 Es besteht Einverständnis darüber, daß diese Bestimmungen weder die Einreise in die Hoheitsgebiete der - Vertragsparteien betreffen noch die Bestimmungen des am 13. Dezember 1955 zu Paris unterzeichneten Europäischen Niederlassungsabkommens berühren 

Teil II

Artikel 1 Abs. 2 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als würden durch sie Schutzklauseln oder Schutzmaßnahmen einer Gewerkschaft verboten oder erlaubt. 

[oben]
Artikel 4 Abs. 4 

Diese Vorschrift ist dahin zu verstehen, daß sie eine fristlose Entlassung im Falle einer schweren Verfehlung nicht verbietet. 

[oben]
Artikel 4 Abs. 5 

Es besteht Einverständnis darüber, daß eine Vertragspartei die in diesem Absatz geforderte Verpflichtung eingehen kann, wenn durch Gesetz, Gesamtarbeitsverträge oder Schiedssprüche Lohnabzüge für die überwiegende Mehrheit der Arbeitnehmer verboten sind und Ausnahmen nur für diejenigen Personen gelten, die in diesen Gesetzen, Verträgen und Schiedssprüchen nicht erfaßt sind. 

[oben]
Artikel 6 Abs. 4 

Es besteht Einverständnis darüber, daß jede Vertragspartei für sich die Ausübung des Streikrechts durch Gesetz regeln kann, vorausgesetzt, daß jede weitere Einschränkung dieses Rechtes auf Grund des Artikels 31 gerechtfertigt werden kann. 

[oben]
Artikel 7 Abs. 8 

Es besteht Einverständnis darüber daß eine Vertragspartei die in diesem Absatz vorgesehene Verpflichtung eingehen kann, wenn sie dem Geist dieser Verpflichtung dadurch nachkommt, daß die überwiegende Mehrheit der Personen unter 18 Jahren kraft Gesetzes nicht zur Nachtarbeit herangezogen werden darf. 

[oben]
Artikel 12 Abs. 4 

Die Worte "und nach Maßgabe der in diesen Übereinkünften niedergelegten Bedingungen" in der Einleitung zu diesem Absatz sollen unter anderem bedeuten, daß eine Vertragspartei hinsichtlich von Leistungen, die unabhängig von Versicherungsbeiträgen gewährt werden, die Zurücklegung einer vorgeschriebenen Aufenthaltsdauer vor der Gewährung derartiger Leistungen an Staatsangehörige anderer Vertragsparteien verlangen kann. 

[oben]
Artikel 13 Abs. 4 

Regierungen, die nicht Vertragsparteien des Europäischen Fürsorgeabkommens sind, können die Sozialcharta hinsichtlich dieses Absatzes ratifizieren, sofern sie den Staatsangehörigen der anderen Vertragsparteien eine Behandlung gewähren, die mit dem genannten Abkommen im Einklang steht. 

[oben]
Artikel 19 Abs. 6 

Für die Anwendung dieser Bestimmung ist der Ausdruck "Wanderarbeitnehmer mit seiner Familie" dahin auszulegen, daß er zumindest seine Ehefrau und seine Kinder unter 21 Jahren, für die er unterhaltspflichtig ist, umfaßt. 
[oben]
Teil III 

Es besteht Einverständnis darüber, daß die Charta rechtliche Verpflichtungen internationalen Charakters enthält, deren Durchführung ausschließlich der in ihrem Teil IV vorgesehenen Überwachung unterliegt. 

Artikel 20 Abs. 1 

Es besteht Einverständnis darüber, daß als "numerierte Absätze" auch Artikel anzusehen sind, die aus einem einzigen Absatz bestehen. 

Teil V [oben]
Artikel 30 

Der Ausdruck "in Kriegszeiten oder bei einem anderen öffentlichen Notstand" ist dahin zu verstehen, daß er auch den Zustand einer drohenden Kriegsgefahr umfaßt. 


Europäische Sozialcharta, Zusatzprotokoll

Unterkapitel:


Präambel 
Teil I 
Teil II 
Teil III 
Teil IV 
Teil V 
Anhang zum Protokoll 

[oben]
Präambel 

Die Mitgliedsstaaten des Europarats, die dieses Protokoll unterzeichnen, 

Entschlossen, neue Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, den Schutz der durch die am 18. Oktober 1961 in Turin zur Unterzeichnung aufgelegten Europäischen Sozialcharta (im folgenden als "Charta" bezeichnet) 

garantierten sozialen und wirtschaftlichen Rechte auszudehnen, - Sind wie folgt übereingekommen: 

[oben]
Teil I 

Die Vertragsparteien sind gewillt, mit allen zweckdienlichen Mitteln staatlicher und zwischenstaatlicher Art eine Politik zu verfolgen, die darauf abzielt, geeignete Voraussetzungen zu schaffen, damit die tatsächliche Ausübung der folgenden Rechte und Grundsätze gewährleistet ist: 1. Alle Arbeitnehmer haben das Recht auf Chancengleichheit und Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 2. Die Arbeitnehmer haben das Recht auf Unterrichtung und Anhörung im Unternehmen. 3. Die Arbeitnehmer haben das Recht auf Beteiligung an der Festlegung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsumwelt im Unternehmen. 4. Alle älteren Menschen haben das Recht auf sozialen Schutz. 

Teil II 

1. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die in den folgenden Artikeln festgelegten Verpflichtungen nach Maßgabe des Teils III als für sich bindend anzusehen. 

Unterkapitel: 
Artikel 1: Recht auf Chancengleichheit und Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
Artikel 2: Recht auf Unterrichtung und Anhörung 
Artikel 3: Recht auf Beteiligung an der Festlegung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsumwelt 
Artikel 4: Recht älterer Menschen auf sozialen Schutz 

[oben]
Artikel 1: Recht auf Chancengleichheit und Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 

1. Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Chancengleichheit und Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, dieses Recht anzuerkennen und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um dessen Anwendung in den folgenden Bereichen zu gewährleisten und zu fördern: 

- Zugang zur Beschäftigung, Kündigungsschutz und berufliche Wiedereingliederung, - Berufsberatung und berufliche Ausbildung, Umschulung und berufliche Rehabilitation, 

- Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich des Entgelts, 

- beruflicher Werdegang, einschließlich des beruflichen Aufstiegs. 

2. Bestimmungen über den Schutz der Frau, insbesondere hinsichtlich der Schwangerschaft, der Niederkunft und der Zeit nach der Niederkunft gelten nicht als Diskriminierung im Sinne des Absatzes 1. 

3. Absatz 1 steht der Annahme besonderer Maßnahmen zur Beseitigung von De- facto-Ungleichheiten nicht entgegen. 

4. Vom Geltungsbereich dieses Artikels oder einiger seiner Bestimmungen können berufliche Tätigkeiten ausgenommen werden, die aufgrund ihrer Art oder der Bedingungen ihrer Ausübung nur Personen eines bestimmten Geschlechts übertragen werden können. 

[oben]
Artikel 2: Recht auf Unterrichtung und Anhörung 

1. Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Arbeitnehmer auf Unterrichtung und Anhörung im Unternehmen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, im Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Maßnahmen zu ergreifen oder zu fördern, die den Arbeitnehmern oder ihren Vertretern die Möglichkeit geben, 

a) regelmäßig oder zu gegebener Zeit Umfassend über die wirtschaftliche und finanzielle Lage des sie beschäftigenden Unternehmens unterrichtet zu werden, mit der Maßgabe, daß die Erteilung bestimmter Auskünfte, die für das Unternehmen nachteilig sein könnte, verweigert oder nur unter der Voraussetzung der Vertraulichkeit zugelassen werden kann, und 

b) rechtzeitig zu beabsichtigten Entscheidungen gehört zu werden, welche die Interessen der Arbeitnehmer erheblich berühren könnten, insbesondere zu Entscheidungen, die wichtige Auswirkungen auf die Beschäftigungslage im Unternehmen haben könnten. 

2. Die Vertragsparteien können vom Geltungsbereich des Absatzes 1 die Unternehmen ausnehmen, deren Beschäftigtenzahl eine durch innerstaatliche Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten festgelegte bestimmte Zahl nicht überschreitet. 

[oben]
Artikel 3: Recht auf Beteiligung an der Festlegung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsumwelt 

1. Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Arbeitnehmer auf Beteiligung an der Festlegung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsumwelt im Unternehmen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, im Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Maßnahmen zu ergreifen oder zu fördern, die es den Arbeitnehmern oder ihren Vertretern ermöglichen, einen Beitrag zu leisten 

a) zur Festlegung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen, der Arbeitsorganisation und der Arbeitsumwelt, 

b) zum Schutz der Gesundheit und der Sicherheit im Unternehmen, 

c) zur Schaffung sozialer und sozio-kultureller Dienste und Einrichtungen des Unternehmens, 

d) zur Überwachung der Einhaltung der einschlägigen Vorschriften. 

2. Die Vertragsparteien können vom Geltungsbereich des Absatzes 1 die Unternehmen ausnehmen, deren Beschäftigtenzahl eine durch innerstaatliche Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten festgelegte bestimmte Zahl nicht überschreitet. 

[oben]
Artikel 4: Recht älterer Menschen auf sozialen Schutz 

Um die wirksame Ausübung des Rechtes älterer Menschen auf sozialen Schutz zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, unmittelbar oder in Zusammenarbeit mit öffentlichen oder privaten Organisationen geeignete Maßnahmen zu ergreifen oder zu fördern, die insbesondere 

1. älteren Menschen die Möglichkeit geben sollen, so lange wie möglich vollwertige Mitglieder der Gesellschaft zu bleiben, und zwar durch 

a) ausreichende Mittel, die es ihnen ermöglichen, ein menschenwürdiges Leben zu führen und aktiv am öffentlichen, sozialen und kulturellen Leben teilzunehmen; 

b) die Bereitstellung von Informationen über Dienste und Einrichtungen für ältere Menschen und über ihre Möglichkeiten, diese in Anspruch zu nehmen; 

2. älteren Menschen die Möglichkeit geben, ihre Lebensweise frei zu wählen und in ihrer gewohnten Umgebung, solange sie dies wollen und können, ein eigenständiges Leben zu führen, und zwar durch 

a) die Bereitstellung von auf ihre Bedürfnisse und ihren Gesundheitszustand zugeschnittenen Wohnraum oder von angemessenen Hilfen zur entsprechenden - Ausstattung des Wohnraums; 

b) die gesundheitliche Betreuung und die Dienste, die aufgrund ihres Zustands erforderlich sind; 3. älteren Menschen, die in Anstalten leben, angemessene Unterstützung unter Achtung ihres Privatlebens sowie die Beteiligung an der Festlegung der Lebensbedingungen in der Anstalt gewährleisten. 

Teil III

Artikel 5: Verpflichtungen 

1. Jede der Vertragsparteien verpflichtet sich, 

a) Teil I dieses Protokolls als eine Erklärung der Ziele anzusehen, die sie entsprechend dem einleitenden Absatz jenes Teils mit allen geeigneten Mitteln verfolgen wird; 

b) einen oder mehrere Artikel des Teils II dieses Protokolls als für sich bindend anzusehen. 

2. Der oder die nach Maßgabe des Absatzes 1 Buchstabe b ausgewählten Artikel sind dem Generalsekretär des Europarats gleichzeitig mit der Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde durch den betreffenden Vertragsstaat zu notifizieren. 

3. Jede Vertragspartei kann zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär zu richtende Notifikation erklären, daß sie in Teil II dieses Protokolls einen anderen Artikel als für sich bindend ansieht, den sie bisher noch nicht nach Absatz 1 dieses Artikels angenommen hatte. Diese später übernommenen Verpflichtungen gelten als Bestandteil der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung und haben vom dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Notifikation an die gleiche Wirkung. 

Teil IV

Artikel 6: Überwachung der Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen 

Die Vertragsparteien legen Berichte über die Anwendung der von ihnen angenommenen Bestimmungen des Teils II dieses Protokolls im Rahmen der nach Artikel 21 der Charta vorgelegten Berichte vor. 

Teil V


Unterkapitel: 
Artikel 7: Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen 
Artikel 8: Verhältnis zwischen der Charta und diesem Protokoll 
Artikel 9: Räumlicher Geltungsbereich 
Artikel 10: Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Inkrafttreten 
Artikel 11: Kündigung 
Artikel 12: Notifikationen 
Artikel 13: Anhang 

[oben]
Artikel 7: Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen 

1. Die einschlägigen Bestimmungen des Teils II Artikel 1 bis 4 dieses Protokolls können durchgeführt werden 

a) durch Gesetze oder sonstige Vorschriften; 

b) durch Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern oder Arbeitgeberorganisationen und Arbeitnehmerorganisationen; 

c) durch eine Kombination der beiden Verfahren oder 

d) durch andere geeignete Mittel. 

2. Die Verpflichtungen aus Teil II Artikel 2 und 3 dieses Protokolls gelten als erfüllt, wenn diese Bestimmungen nach Absatz 1 dieses Artikels auf die überwiegende Mehrheit der betreffenden Arbeitnehmer Anwendung finden. 

[oben]
Artikel 8: Verhältnis zwischen der Charta und diesem Protokoll 

1. Die Bestimmungen dieses Protokolls lassen die Bestimmungen der Charta unberührt. 

2. Die Artikel 22 bis 32 und 36 der Charta gelten sinngemäß für dieses Protokoll. 

[oben]
Artikel 9: Räumlicher Geltungsbereich 

1. Dieses Protokoll gilt für das Mutterland jeder Vertragspartei. Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder der Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in einer an den Generalsekretär des Europarats gerichteten Erklärung das Hoheitsgebiet bezeichnen, das in diesem Sinne als Mutterland gilt. 

2. Jeder Vertragsstaat kann bei der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung dieses Protokolls oder zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, daß das Protokoll ganz oder teilweise auf jedes nicht zum Mutterland gehörende in der Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiet anzuwenden ist, dessen internationale Beziehungen er wahrnimmt oder für das er international verantwortlich ist. In dieser Erklärung hat er den oder die Artikel des Teils II dieses Protokolls anzugeben, die er für die in der Erklärung bezeichneten Hoheitsgebiete als bindend anerkennt. 

3. Dieses Protokoll findet in jedem in der vorgenannten Erklärung bezeichneten Hoheitsgebiet vom dreißigsten Tag an Anwendung, nachdem die Erklärung dem Generalsekretär notifiziert worden ist. 

4. Jede Vertragspartei kann zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, daß sie für ein Hoheitsgebiet, auf welches dieses Protokoll nach Absatz 2 Anwendung findet, bestimmte Artikel als bindend annimmt, die sie für dieses Hoheitsgebiet noch nicht angenommen hatte. Diese später eingegangenen Verpflichtungen gelten als Bestandteil der ursprünglichen Erklärung für das betreffende Hoheitsgebiet und haben vom dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt, zudem die Erklärung dem Generalsekretär notifiziert worden ist, die gleiche Wirkung. 

[oben]
Artikel 10: Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Inkrafttreten 

1. Dieses Protokoll liegt für die Mitgliedsstaaten des Europarats, die Unterzeichner der Charta sind, zur Unterzeichnung auf. Es bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Ein Mitgliedsstaat des Europarats kann dieses Protokoll nur ratifizieren, annehmen oder genehmigen, wenn er gleichzeitig oder vorher die Charta ratifiziert hat. Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt. 

2. Dieses Protokoll tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der dritten Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in Kraft. 

3. Für jeden Unterzeichner, der dieses Protokoll in der Folge ratifiziert, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in Kraft. 

[oben]
Artikel 11: Kündigung 

1. Eine Vertragspartei kann dieses Protokoll erst nach Ablauf von fünf Jahren, nachdem das Protokoll für sie in Kraft getreten ist, oder in der Folge jeweils nach Ablauf von zwei Jahren kundigen; in jedem Fall ist die Kündigung sechs Monate vorher dem Generalsekretär des Europarats zu notifizieren. Die Kündigung berührt nicht die Gültigkeit des Protokolls für die anderen Vertragsparteien, solange ihre Zahl nicht unter drei absinkt. 

2. Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe des Absatzes 1 jeden von ihr angenommenen Artikel des Teils II dieses Protokolls kündigen, vorausgesetzt, daß die Zahl der für sie verbindlichen Artikel niemals unter eins absinkt. 

3. Eine Vertragspartei kann dieses Protokoll oder jeden Artikel des Teils II des Protokolls unter den in Absatz 1 dieses Artikels niedergelegten Voraussetzungen für jedes Hoheitsgebiet kündigen, in dem das Protokoll aufgrund einer Erklärung nach Artikel 9 Absätze 2 und 4 Anwendung findet. 4. Die Kündigung der Charta nach Maßgabe des Artikels 37 Absatz 1 durch eine durch die Charta und dieses Protokoll gebundene Vertragspartei gilt auch als Kündigung des Protokolls. 

[oben]
Artikel 12: Notifikationen 

Der Generalsekretär des Europarats notifiziert den Mitgliedsstaaten des Rates und dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamts 

a) Jede Unterzeichnung; 

b) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde; 

c) jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls nach den Artikeln 9 und 10; 

d) Jede andere Handlung, Notifikation oder Mitteilung im Zusammenhang mit diesem Protokoll. 

[oben]
Artikel 13: Anhang 

Der Anhang dieses Protokolls ist Bestandteil desselben. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Protokoll unterschrieben. 

Geschehen zu Straßburg am 5. Mai 1988 in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats hinterlegt wird. Der Generalsekretär des Europarats übermittelt allen Mitgliedstaaten des Europarats beglaubigte Abschriften. 

Anhang zum Protokoll 

Persönlicher Geltungsbereich des Protokolls 

1. Der durch die Artikel 1 bis 4 erfaßte Personenkreis schließt Ausländer nur insoweit ein, als sie Staatsangehörige anderer Vertragsparteien sind und ihren rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei haben oder dort ordnungsgemäß beschäftigt sind, mit der Maßgabe, daß die genannten Artikel im Sinne der Artikel 18 und 19 der Charta auszulegen sind. Diese Auslegung hindert eine Vertragspartei nicht, auch anderen Personen entsprechende Rechte zu gewähren. 

2 Jede Vertragspartei wird Flüchtlingen im Sinne des am 28. Juli 1951 in Genf unterzeichneten Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des Protokolls vom 3. Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet gewöhnlich aufhalten, eine Behandlung gewähren, die so günstig wie möglich, in keinem Fall aber weniger günstig ist, als in Verpflichtungen der Vertragspartei, aus den oben erwähnten Übereinkünften oder aus anderen gültigen internationalen Übereinkünften vorgesehen, die auf solche Flüchtlinge anwendbar sind. 

3. Jede Vertragspartei wird Staatenlosen im Sinne des am 28 September 1954 in New York beschlossenen Übereinkommens über die Rechtsstellung der Staatenlosen, die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet gewöhnlich aufhalten, eine Behandlung gewähren, die so günstig wie möglich, in keinem Fall aber weniger günstig ist, als in Verpflichtungen der Vertragspartei aus der oben erwähnten Übereinkunft oder aus anderen gültigen internationalen Übereinkünften vorgesehen, die auf solche Staatenlose anwendbar sind. 

Unterkapitel: 
Artikel 1: 
Artikel 1 Absatz 4 
Artikel 2 und 3 
Artikel 3 
Artikel 4 Absatz 1 
Artikel 7 

[oben]
Artikel 1: 

Es besteht Einverständnis darüber, daß Fragen der sozialen Sicherheit sowie die Bestimmungen über Leistungen bei Arbeitslosigkeit, bei Alter und an Hinterbliebene vom Geltungsbereich dieses Artikels ausgenommen werden können. 

[oben]
Artikel 1 Absatz 4 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als seien die Vertragsparteien verpflichtet, in Gesetzen oder sonstigen Vorschriften eine Liste der beruflichen Tätigkeiten festzulegen, die aufgrund ihrer Art oder der Bedingungen ihrer Ausübung nur Personen eines bestimmten Geschlechts vorbehalten werden können. 

[oben]
Artikel 2 und 3 

1. Für die Zwecke der Anwendung dieser Artikel bezeichnet der Ausdruck "Arbeitnehmervertreter" Personen, die aufgrund der innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten als solche anerkannt sind. 

2. Der Ausdruck "innerstaatliche Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten" Umfaßt je nach Lage des Falles neben den Gesetzen und sonstigen Vorschriften auch Gesamtarbeitsverträge sowie andere Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmervertretern, übliche Bräuche und einschlägige Gerichtsentscheidungen 

3. Für die Zwecke der Anwendung dieser Artikel wird der Ausdruck "Unternehmen" so ausgelegt, daß er eine Gesamtheit von materiellen und immateriellen Bestandteilen mit oder ohne Rechtspersönlichkeit darstellt, die zur Herstellung von Waren oder Erbringung von Dienstleistungen gebildet wird, auf Gewinn gerichtet ist und mit Entscheidungsbefugnis hinsichtlich ihres Marktverhaltens ausgestattet ist 

4. Es besteht Einverständnis darüber, daß Religionsgemeinschaften und ihre Einrichtungen von der Anwendung dieser Artikel ausgenommen werden können, auch wenn diese Einrichtungen Unternehmen im Sinne des Absatzes 3 sind Betriebe mit einer von der Rechtsordnung des betreffenden Staates geschützten geistig ideellen Zielrichtung (Tendenzbetriebe) können von der Anwendung dieser Artikel in dem Umfang ausgenommen werden, wie dies zum Schutz der Tendenz des Unternehmens erforderlich ist 

5. Es besteht Einverständnis darüber, daß, wenn in einem Staat die in den Artikeln 2 und 3 niedergelegten Rechte in den verschiedenen Betriebsstätten eines Unternehmens ausgeübt werden, die Verpflichtungen aus diesen Bestimmungen als von der betreffenden Vertragspartei erfüllt anzusehen sind. 

[oben]
Artikel 3 

Diese Bestimmung läßt sowohl die Befugnisse und Verpflichtungen der Staaten hinsichtlich der Annahme von Vorschriften über den Arbeits- und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz als auch die Befugnisse und Zuständigkeiten der mit der Überwachung der Einhaltung dieser Vorschriften beauftragten Stellen unberührt. Die Ausdrücke "soziale und sozio-kulturelle Dienste und Einrichtungen" beziehen sich auf Dienste und Einrichtungen sozialer und/oder kultureller Art, die bestimmte Unternehmen für die Arbeitnehmer bereitstellen, wie soziale Betreuung, Sportplätze, Stillräume, Büchereien, Kinderferienlager usw. 

[oben]
Artikel 4 Absatz 1 

Für die Zwecke der Anwendung dieses Absatzes stellt der Ausdruck "so lange wie möglich" auf die körperlichen, seelischen und geistigen Fähigkeiten des älteren Menschen ab. 

[oben]
Artikel 7 

Es besteht Einverständnis darüber, daß Arbeitnehmer, die nach Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 3 Absatz 2 ausgenommen sind, bei der Festlegung der Zahl der betreffenden Arbeitnehmer nicht berücksichtigt werden 
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EUROPEAN SOCIAL CHARTER

Turin, 18.X.1961

PreamblePRIVAT 



The governments signatory hereto, being members of the Coun​cil of Europe,



Considering that the aim of the Council of Europe is the achievement of greater unity between its members for the purpose of safe​guarding and realising the ideals and princi​ples which are their common heritage and of facilitating their economic and social prog​ress, in particular by the maintenance and further realisat​ion of human rights and fundamental freedoms;



C​onsidering that in the European Con​vention for the Protec​tion of Human Rights and Fundamental Freedoms signed at Rome on 4th Novem​ber 1950, and the Proto​col thereto signed at Paris on 20th March 1952, the member States of the Council of Europe agreed to secure to their populations the civil and political rights and freedoms therein specified;



Considering that the enjoy​ment of social rights should be secured without discrim​ina​tion on grounds of race, colour, sex, religion, political opinion, national extraction or social ori​gin;



Being re​solved to make every effort in common to improve the standard of living and to promote the social well‑being of both their urban and rural populations by means of appropriate institu​tions and action,



Have agreed as fol​lows:

Part I


The Contracting Par​ties accept as the aim of their poli​cy, to be pursued by all appropriate means, both national and interna​tional in charac​ter, the attainment of conditions in which the fol​lowing rights and principles may be effec​tively reali​sed:


1
Every​one shall have the opportunity to earn his living in an occupation freely entered upon.


2
All workers have the right to just conditions of work.


3
All workers have the right to safe and healthy working condi​tions.


4
All workers have the right to a fair remunera​tion suffi​cient for a decent standard of living for them​selves and their fami​lies.


5
All workers and employers have the right to freedom of association in national or international orga​nisa​tions for the protection of their economic and social inter​ests.


6
All workers and employers have the right to bargain collec​tively.


7
Children and young persons have the right to a special protection against the physical and moral hazards to which they are exposed.


8
Employed women, in case of mater​nity, and other em​ployed women as appropri​ate, have the right to a special protection in their work.


9
Everyone has the right to appropriate facilities for voca​tional guid​ance with a view to helping him choose an occupa​tion suited to his personal aptitude and interests.


10
Everyone has the right to appro​priate facili​ties for voca​tional training.


11
Everyone has the right to benefit from any measures en​abling him to enjoy the highest possible standard of health attain​able.


12
All workers and their dependents have the right to social securi​ty.


13
Anyone without adequate resources has the right to social and medi​cal assistance.


14
Everyone has the right to benefit from social welfare services.


15
Disabled persons have the right to vocational train​ing, rehabilita​tion and resettlement, whatever the origin and nature of their dis​ability.


16
The family as a fundamental unit of society has the right to appropriate social, legal and economic protec​tion to ensure its full development.


17
Mothers and chil​dren, irrespective of marital status and family relations, have the right to appropriate social and economic protection.


18
The nation​als of any one of the Contracting Parties have the right to engage in any gainful occupation in the territo​ry of any one of the others on a footing of equality with the na​tionals of the latter, subject to restrictions based on cogent economic or social reasons.


19
Migrant workers who are nationals of a Contracting Party and their families have the right to pro​tection and assis​tance in the territory of any other Con​tracting Party.

Part II


The Contracting Par​ties undertake, as provided for in Part III, to consider them​selves bound by the obliga​tions laid down in the following articles and paragraphs.



Article 1 – The right to work


With a view to ensuring the effective exercise of the right to work, the Contracting Parties under​take:


1
to accept as one of their primary aims and respon​sibili​ties the achieve​ment and maintenance of as high and stable a level of employ​ment as possible, with a view to the attainment of full employment;


2
to protect effectively the right of the worker to earn his living in an occupation freely entered upon;


3
to establish or maintain free employ​ment services for all work​ers;


4
to provide or promote appropriate vocational guid​ance, training and reha​bilitation.  



Article 2 – The right to just conditions of work


With a view to ensuring the effective exercise of the right to just condi​tions of work, the Contracting Parties undertake:


1
to provide for reasonable daily and weekly working hours, the working week to be progressively reduced to the extent that the increase of productivity and other relevant factors permit;


2
to provide for public holidays with pay;


3
to pro​vide for a minimum of two weeks annual holiday with pay;


4
to provide for additional paid holidays or reduced working hours for workers engaged in dangerous or unhealthy occupa​tions as prescribed;


5
to ensure a weekly rest period which shall, as far as possible, coincide with the day recognised by tradi​tion or custom in the country or region con​cerned as a day of rest.



Article 3 – The right to safe and healthy working conditions


With a view to ensuring the effec​tive exercise of the right to safe and healthy working conditions, the Contract​ing Parties under​take:


1
to issue safety and health regula​tions;


2
to provide for the enforcement of such regulations by measures of super​vision;


3
to consult, as appropriate, employers' and wor​kers' organi​sations on measures intended to improve indus​trial safety and health.



Article 4 – The right to a fair remuneration



With a view to ensuring the effective exercise of the right to a fair remu​neration, the Contracting Parties under​take:


1
to recognise the right of workers to a remu​neration such as will give them and their families a decent standard of living;


2
to recog​nise the right of workers to an increased rate of remunera​tion for overtime work, subject to exceptions in particular cases;


3
to recognise the right of men and women workers to equal pay for work of equal value;


4
to recogn​ise the right of all workers to a reason​able period of notice for termina​tion of employment;


5
to permit deductions from wages only under conditions and to the extent prescribed by national laws or regulations or fixed by col​lective agree​ments or arbitration awards.



The exercise of these rights shall be achieved by freely concluded collective agreements, by statu​tory wage‑fi​xing machinery, or by other means appro​priate to national conditions.



Article 5 – The right to organise


With a view to ensuring or promot​ing the freedom of workers and employers to form local, national or internation​al organ​isati​ons for the pro​tection of their economic and social interests and to join those organi​satio​ns, the Con​tracting Parties undertake that national law shall not be such as to impair, nor shall it be so applied as to impair, this freedom. The extent to which the guarantees provided for in this article shall apply to the police shall be deter​mined by national laws or regulations. The principle govern​ing the application to the members of the armed forces of these guarantees and the extent to which they shall apply to per​sons in this category shall equally be determined by national laws or regulations.



Article 6 – The right to bargain collectively



With a view to ensuring the effective exercise of the right to bargain collectively, the Contracting Parties under​take:


1
to pro​mote joint con​sulta​tion between workers and employ​ers;


2
to promote, where necessary and appropri​ate, machinery for voluntary negotia​tions between employers or employers' organi​sations and workers' organisations, with a view to the regulation of terms and conditions of employment by means of collective agreements;


3
to promote the estab​lishment and use of appro​priate machin​ery for conciliation and voluntary arbitration for the settlement of labour dis​putes; 



and recognise:


4
the right of workers and employers to collec​tive action in cases of conflicts of interest, including the right to strike, subject to obligations that might arise out of col​lective agreements previously entered into.



Article 7 – The right of children and young persons to protection


With a view to ensuring the effective exercise of the right of children and young persons to protection, the Con​tracting Parties undertake:


1
to provide that the minimum age of admission to em​ployment shall be 15 years, subject to excep​tions for chil​dren employed in prescribed light work without harm to their health, morals or education;


2
to provide that a higher minimum age of admis​sion to em​ployment shall be fixed with respect to prescribed occupa​tions regarded as dangerous or unhealthy;


3
to pro​vide that persons who are still subject to compulso​ry educa​tion shall not be em​ployed in such work as would deprive them of the full benefit of their education;


4
to provide that the working hours of persons under 16 years of age shall be limited in accordance with the needs of their development, and particularly with their need for voca​tional training;


5
to recognise the right of young workers and apprentic​es to a fair wage or other appropriate allowanc​es;


6
to provide that the time spent by young persons in voca​tional training during the normal working hours with the consent of the employer shall be treated as forming part of the working day;


7
to provide that employed persons of under 18 years of age shall be entitled to not less than three weeks' annual holiday with pay;


8
to provide that persons under 18 years of age shall not be employed in night work with the exception of certain occupa​tions provided for by national laws or regula​tions;


9
to provide that persons under 18 years of age employed in occu​pations prescribed by national laws or regu​lations shall be subject to regular medical control;


10
to ensure special protection against physical and moral dangers to which chil​dren and young per​sons are ex​posed, and particu​larly against those resulting directly or indirectly from their work.



Article 8 – The right of employed women to protection


With a view to ensuring the effective exercise of the right of employed women to protection, the Contracting Par​ties under​take:


1
to provide either by paid leave, by ade​quate social securi​ty benefits or by benefits from public funds for women to take leave before and after childbirth up to a total of at least 12 weeks;


2
to consid​er it as unlaw​ful for an employer to give a woman notice of dismissal during her absence on mater​nity leave or to give her notice of dismissal at such a time that the notice would expire during such absence;


3
to provide that mothers who are nursing their infants shall be entitled to sufficient time off for this purpose;


4
a
to regulate the employment of women workers on night work in industrial employ​ment;



b
to prohibit the employ​ment of women workers in under​ground mining, and, as appropriate, on all other work which is un​suitable for them by reason of its dangerous, unhealthy, or arduous nature.



Article 9 – The right to vocational guidance


With a view to ensuring the effective exercise of the right to vocational guidance, the Contracting Parties under​take to provide or promote, as necessary, a service which will assist all per​sons, including the handicapped, to solve problems related to occupational choice and progress, with due regard to the individual's characteristics and their relation to occupa​tional opportuni​ty: this assistance should be available free of charge, both to young persons, including school chil​dren, and to adults.



Article 10 – The right to vocational training


With a view to ensuring the effective exer​cise of the right to vocational training, the Contracting Parties under​take:


1
to provide or promote, as necessary, the tech​nical and voca​tional training of all persons, includ​ing the handi​cap​ped, in consul​tation with employers' and workers' organi​sations, and to grant facilities for access to higher techni​cal and uni​versity education, based solely on individu​al aptitude;


2
to pro​vide or promote a system of apprentice​ship and other system​atic arrangements for training young boys and girls in their various employ​ments;


3
to provide or pro​mote, as necessary:



a
adequate and readily available train​ing facil​ities for adult workers;



b
special facili​ties for the re‑training of adult workers needed as a result of tech​nological development or new trends in employ​ment;


4
to encourage the full utilisation of the facilities provid​ed by appropriate measures such as:



a
reducing or abolishing any fees or charges;



b
granting financial assis​tance in appro​priate cases;




c
including in the normal working hours time spent on sup​plemen​tary training taken by the worker, at the request of his employer, during employ​ment;



d
ensuring, through adequate supervision, in consul​tation with the emplo​yers' and workers' organisations, the efficiency of appren​ticeship and other training arrange​ments for young workers, and the adequate protection of young workers generally.



Article 11 – The right to protection of health


With a view to ensur​ing the effective exercise of the right to protection of health, the Contract​ing Parties under​take, either directly or in co‑oper​ation with public or private organisations, to take appropriate measures designed inter alia:


1
to remove as far as possible the causes of ill‑health;


2
to provide advisory and educa​tional facilities for the promotion of health and the encouragement of individ​ual responsibility in matters of health;


3
to prevent as far as possible epidemic, endemic and other diseases.



Article 12 – The right to social security


With a view to ensuring the effective exercise of the right to social secu​rity, the Contracting Parties undertake:


1
to establish or maintain a system of social security;


2
to maintain the social security system at a satisfac​tory level at least equal to that re​quired for ratification of Interna​tion​al Labour Convention (No. 102) Concerning Minimum Stan​dards of Social Security;


3
to endeavour to raise progres​sively the system of social security to a higher level;


4
to take steps, by the conclu​sion of appropriate bilat​eral and multilateral agree​ments, or by other means, and subject to the conditions laid down in such agreements, in order to ensure:



a
equal treat​ment with their own nationals of the nationals of other Contracting Parties in respect of social security rights, including the retention of benefits arising out of social security legisla​tion, whatever move​ments the persons protect​ed may undertake between the terri​tories of the Con​tracting Parties;



b
the granting, mainte​nance and resump​tion of social securi​ty rights by such means as the accumula​tion of insurance or employment periods com​pleted under the legisla​tion of each of the Contracting Parties.



Article 13 – The right to social and medical assistance


With a view to ensuring the effective exercise of the right to social and medical assistance, the Contracting Parties under​take:


1
to ensure that any person who is with​out adequate resources and who is unable to secure such resources either by his own efforts or from other sourc​es, in particular by benefits under a social security scheme, be granted adequate assis​tance, and, in case of sickness, the care necessitated by his condition;


2
to ensure that persons receiving such assis​tance shall not, for that reason, suffer from a diminu​tion of their political or social rights;


3
to provide that every​one may receive by appropriate public or private servic​es such advice and personal help as may be required to pre​vent, to remove, or to alleviate per​sonal or family want;


4
to apply the provisions referred to in para​graphs 1, 2 and 3 of this article on an equal footing with their nation​als to nationals of other Contracting Par​ties lawfully within their territo​ries, in accordance with their obligations under the European Convention on Social and Medical Assistance, signed at Paris on 11th December 1953.



Article 14 – The right to benefit from social welfare services


With a view to ensuring the effective exercise of the right to benefit from social welfare servic​es, the Contract​ing Parties under​take:


1
to promote or provide services which, by using methods of social work, would contribute to the welfare and develop​ment of both individuals and groups in the community, and to their adjust​ment to the social environ​ment;


2
to encourage the partici​pation of individuals and voluntary or other organisa​tions in the establishment and maintenance of such services.



Article 15 –
The right of physically or mentally disabled persons to vocational training, rehabilitation and social resettlement


With a view to ensuring the effective exercise of the right of the physically or mentally disabled to vocational training, rehabilitation and resettle​ment, the Contracting Parties undertake:


1
to take adequate measures for the provision of train​ing facilities, including, where necessary, specialised institutions, public or private;


2
to take adequate mea​sures for the placing of disabled persons in employment, such as specialised placing services, facili​ties for sheltered employment and measures to encourage employers to admit disabled persons to employment.



Article 16 – The right of the family to social, legal and economic protection


With a view to ensuring the necessary conditions for the full development of the family, which is a fundamen​tal unit of society, the Contracting Parties under​take to promote the economic, legal and social protection of family life by such means as social and family benefits, fiscal arrangements, provision of family housing, benefits for the newly married, and other appropri​ate means.



Article 17 – The right of mothers and children to social and economic protection


With a view to ensuring the effective exercise of the right of mothers and children to social and economic protec​tion, the Contracting Parties will take all appropriate and neces​sary measures to that end, including the establ​ish​ment or maintenance of appropriate institutions or services.



Article 18 –
The right to engage in a gainful occupation in the territory of other Contracting Parties


With a view to ensuring the effective exercise of the right to engage in a gainful occu​pation in the territory of any other Contracting Party, the Contracting Parties under​take:


1
to apply existing regula​tions in a spirit of liber​ality;


2
to simplify exist​ing formalities and to reduce or abolish chancery dues and other charges payable by foreign workers or their employers;


3
to liberalise, individually or collectively, regula​tions governing the employment of foreign workers;



and recognise:


4
the right of their na​tionals to leave the country to en​gage in a gainful occupa​tion in the territories of the other Con​tracting Parties.



Article 19 – The right of migrant workers and their families to protection and assistance


With a view to ensur​ing the effective exercise of the right of migrant workers and their families to protec​tion and assis​tance in the terri​tory of any other Contracting Party, the Contracting Parties undertake:


1
to maintain or to satisfy themselves that there are main​tained adequate and free ser​vices to assist such workers, particular​ly in obtain​ing accurate information, and to take all appro​pri​ate steps, so far as national laws and regula​tions permit, against mislead​ing propaganda relating to emigration and immigration;


2
to adopt appropriate measures within their own juris​diction to facilitate the departure, journey and reception of such work​ers and their families, and to provide, within their own jurisdic​tion, appropriate ser​vices for health, medical atten​tion and good hygienic condi​tions during the journey;


3
to promote co‑operation, as appropriate, between social services, public and private, in emigration and immi​gration countries;


4
to secure for such workers lawfully within their territo​ries, insofar as such matters are regulated by law or regula​tions or are subject to the control of adminis​trative author​ities, treatment not less favourable than that of their own nation​als in respect of the following matters:



a
remunera​tion and other employment and working conditions;



b
member​ship of trade unions and enjoy​ment of the benefits of collec​tive bargaining;



c
accommo​dation;


5
to secure for such workers lawfully within their territo​ries treatment not less favourable than that of their own nationals with regard to employment taxes, dues or contribu​tions payable in respect of employed persons;


6
to facili​tate as far as possible the reunion of the family of a for​eign worker per​mitted to estab​lish himself in the terri​tory;


7
to secure for such workers lawfully within their territo​ries treatment not less favou​rable than that of their own nationals in respect of legal proceedings relating to matters referred to in this article;


8
to secure that such workers lawfully residing within their territories are not expelled unless they endan​ger national security or offend against public interest or moral​ity;


9
to permit, within legal limits, the transfer of such parts of the earnings and sav​ings of such workers as they may desire;


10
to extend the protection and assistance provided for in this article to self‑employed migrants insofar as such mea​sures apply.

Part III


Article 20 – Undertakings

1
Each of the Contract​ing Parties under​takes:



a
to consider Part I of this Char​ter as a declara​tion of the aims which it will pursue by all appro​pri​ate means, as stated in the introducto​ry paragraph of that part;



b
to consider itself bound by at least five of the follow​ing articles of Part II of this Charter: Articles 1, 5, 6, 12, 13, 16 and 19;



c
in addi​tion to the articles selected by it in accordance with the preceding sub‑paragraph, to consider itself bound by such a number of articles or numbered para​graphs of Part II of the Charter as it may select, provided that the total number of articles or num​bered paragraphs by which it is bound is not less than 10 articles or 45 numbered para​graphs.


2
The articles or paragraphs selected in accordance with sub‑parag​raphs b and c of paragraph 1 of this arti​cle shall be notified to the Secretary General of the Council of Europe at the time when the instrument of ratification or approval of the Contracting Party concerned is deposited.


3
Any Con​tracting Party may, at a later date, declare by noti​fication to the Secretary Ge​neral that it considers itself bound by any articles or any numbered para​graphs of Part II of the Charter which it has not already accepted under the terms of paragraph 1 of this article. Such undertakings subsequently given shall be deemed to be an integral part of the ratifica​tion or approv​al, and shall have the same effect as from the thirtieth day after the date of the notification.


4
The Secretary General shall communicate to all the signato​ry governments and to the Director General of the Interna​tional Labour Office any notification which he shall have received pursuant to this part of the Charter.


5
Each Con​tracting Party shall maintain a system of labour inspec​tion appropri​ate to national condi​tions.

Part IV


Article 21 – Reports concerning accepted provisions


The Con​tracting Par​ties shall send to the Secretary Gene​ral of the Council of Europe a report at two‑y​early inter​vals, in a form to be determined by the Committee of Minis​ters, concerning the application of such provisions of Part II of the Charter as they have accepted.



Article 22 – Reports concerning provisions which are not accepted


The Contracting Parties shall send to the Secretary Gene​ral, at appropriate intervals as requested by the Committee of Minis​ters, reports relating to the provisions of Part II of the Charter which they did not accept at the time of their rati​fication or approval or in a subsequent notifica​tion. The Committee of Ministers shall determine from time to time in respect of which provi​sions such reports shall be requested and the form of the reports to be provided.



Article 23 – Communication of copies

1
Each Contracting Party shall communicate copies of its reports referred to in Articles 21 and 22 to such of its national organisations as are members of the international organisations of employers and trade unions to be invited under Article 27, paragraph 2, to be represent​ed at meetings of the Sub‑committee of the Gov​ernmental Social Committee.


2
The Contracting Parties shall forward to the Secreta​ry Gen​eral any comments on the said reports re​ceived from these national organisations, if so requested by them.



Article 24 – Examination of the reports


The reports sent to the Secretary General in accordance with Articles 21 and 22 shall be examined by a Committee of Ex​perts, who shall have also before them any comments forwarded to the Secretar​y Gen​eral in accordance with paragraph 2 of Article 23.



Article 25 – Committee of Experts

1
The Committee of Experts shall con​sist of not more than seven members appoint​ed by the Commit​tee of Ministers from a list of independent experts of the highest integrity and of recogni​sed competence in inter​na​tional social ques​tions, nominated by the Contract​ing Parties.


2
The members of the committee shall be ap​pointed for a period of six years. They may be reappointed. Howev​er, of the members first appointed, the terms of office of two members shall expire at the end of four years.


3
The mem​bers whose terms of office are to expire at the end of the initial period of four years shall be chosen by lot by the Committee of Minis​ters immediately after the first ap​pointment has been made.


4
A member of the Committee of Experts ap​pointed to replace a member whose term of office has not expired shall hold office for the remainder of his predecess​or's term.



Article 26 – Participation of the International Labour Organisation


The International Labour Organisation shall be invited to nomi​nate a representative to participate in a consultative capac​ity in the deliberations of the Committee of Experts.



Article 27 – Sub-committee of the Governmental Social Committee

1
The reports of the Contract​ing Parties and the conclu​sions of the Committee of Experts shall be submitted for examination to a sub‑commi​ttee of the Governmental Social Committee of the Council of Europe.


2
The sub‑committee shall be composed of one repre​senta​tive of each of the Con​tracting Parties. It shall invite no more than two interna​tional organisations of em​ployers and no more than two inter​national trade union organ​isations as it may designate to be represented as ob​servers in a consulta​tive capacity at its meetings. More​over, it may consult no more than two repre​sentatives of international non‑governmen​tal organisations having consulta​tive status with the Council of Europe, in respect of ques​tions with which the organisa​tions are partic​ularly qualified to deal, such as social welfare, and the economic and social protection of the fami​ly.


3
The sub‑co​mmittee shall present to the Committee of Minis​ters a report containing its conclusions and append the report of the Committee of Experts.



Article 28 – Consultative Assembly


The Secretary Gen​eral of the Coun​cil of Europe shall transmit to the Consulta​tive Assembly the con​clusions of the Commit​tee of Experts. The Consultative Assembly shall commu​nicate its views on these conclusions to the Committee of Ministers.



Article 29 – Committee of Ministers


By a majority of two‑thirds of the members entitled to sit on the Committee, the Committee of Ministers may, on the basis of the report of the sub‑comm​ittee, and after consulta​tion with the Consulta​tive Assembly, make to each Contracting Party any necessary recommen​dations.

Part V


Article 30 – Derogations in time of war or public emergency

1
In time of war or other public emergency threatening the life of the nation any Contracting Party may take mea​sures derogating from its obliga​tions under this Charter to the extent strict​ly required by the exigencies of the situa​tion, provided that such measures are not inconsis​tent with its other obligations under international law.


2
Any Con​tracting Party which has availed itself of this right of derogation shall, within a reasonable lapse of time, keep the Secretary Gene​ral of the Council of Europe fully informed of the measures taken and of the reasons therefor. It shall likewise inform the Secretary General when such measures have ceased to operate and the provisions of the Charter which it has accepted are again being fully executed.


3
The Secreta​ry General shall in turn inform other Contract​ing Parties and the Director ​Ge​neral of the Interna​tional Labour Office of all communica​tions re​ceived in accor​dance with paragraph 2 of this article.



Article 31 – Restrictions

1
The rights and prin​ciples set forth in Part I when effec​tively realised, and their effective exercise as provid​ed for in Part II, shall not be subject to any restric​tions or limitations not specified in those parts, except such as are prescribed by law and are necessary in a democratic society for the protection of the rights and freedoms of others or for the protection of public interest, national security, public health, or morals.


2
The restric​tions permitted under this Charter to the rights and obliga​tions set forth herein shall not be applied for any purpose other than that for which they have been prescribed.



Article 32 –
Relations between the Charter and domestic law or international agree​ments


The provisions of this Charter shall not preju​dice the provi​sions of domestic law or of any bilateral or multilater​al treaties, conventions or agreements which are already in force, or may come into force, under which more favourable treatment would be accorded to the persons pro​tected.



Article 33 – Implementation by collective agreements

1
In member States where the provisions of paragraphs 1, 2, 3, 4 and 5 of Arti​cle 2, paragraphs 4, 6 and 7 of Article 7 and paragraphs 1, 2, 3 and 4 of Article 10 of Part II of this Charter are matters normally left to agree​ments between employers or employers' organisations and workers' organisat​ions, or are normally carried out otherwise than by law, the undertakings of those paragraphs may be given and compli​ance with them shall be treated as effective if their provisions are applied through such agreements or other means to the great majority of the workers concerned.


2
In member States where these provisions are normally the subject of legisla​tion, the undertakings concerned may like​wise be given, and compliance with them shall be regarded as effec​tive if the provisions are applied by law to the great majority of the workers concerned.



Article 34 – Territorial application

1
This Charter shall apply to the metropolitan terri​tory of each Contracting Party. Each signatory government may, at the time of signa​ture or of the deposit of its in​strument of ratification or approval, speci​fy, by declaration addressed to the Secretary General of the Council of Europe, the territory which shall be considered to be its metropoli​tan territory for this purpose.


2
Any Contracting Party may, at the time of ratifi​cation or approv​al of this Charter or at any time thereafter, de​clare by notification addressed to the Secretary General of the Coun​cil of Europe, that the Charter shall extend in whole or in part to a non‑metropoli​tan territory or territories specified in the said declara​tion for whose international relations it is responsi​ble or for which it assumes interna​tional responsi​bility. It shall specify in the declaration the articles or paragraphs of Part II of the Charter which it accepts as binding in respect of the terri​tories named in the declara​tion.


3
The Charter shall extend to the territory or terri​tories named in the aforesaid decla​ration as from the thirti​eth day after the date on which the Secretary General shall have received notification of such declaration.


4
Any Contracting Party may declare at a later date, by notification addressed to the Secretary General of the Council of Europe, that, in respect of one or more of the territories to which the Charter has been extended in accor​dance with paragraph 2 of this article, it accepts as binding any arti​cles or any numbered paragraphs which it has not already accepted in respect of that territo​ry or territories. Such undertakings subsequently given shall be deemed to be an integral part of the original decla​ration in respect of the territory con​cerned, and shall have the same effect as from the thirtieth day after the date of the notification.


5
The Secretary Gen​eral shall communicate to the other signa​tory governments and to the Director Gene​ral of the International Labour Office any notification transmitted to him in accor​dance with this article.



Article 35 – Signature, ratification and entry into force

1
This Charter shall be open for signa​ture by the mem​bers of the Council of Europe. It shall be ratified or approved. Instru​ments of ratification or approval shall be deposited with the Secreta​ry General of the Council of Eu​rope.


2
This Charter shall come into force as from the thirti​eth day after the date of deposit of the fifth instru​ment of ratification or approval.


3
In respect of any signatory government ratifying subse​quently, the Charter shall come into force as from the thir​tieth day after the date of depos​it of its instrument of ratification or approv​al.


4
The Secretary General shall notify all the members of the Council of Europe and the Director General of the Inter​nation​al Labour Office of the entry into force of the Char​ter, the names of the Contracting Parties which have ratified or ap​proved it and the subsequent deposit of any instruments of ratification or approval.



Article 36 – Amendments


Any member of the Council of Europe may propose amend​ments to this Charter in a commu​nication ad​dressed to the Secretary G​eneral of the Council of Europe. The Secreta​ry General shall transmit to the other members of the Council of Europe any amendments so proposed, which shall then be considered by the Committee of Ministers and submit​ted to the Consultative Assembly for opinion. Any amendments approved by the Commit​tee of Minis​ters shall enter into force as from the thirtieth day after all the Contract​ing Parties have informed the Secretary Gene​ral of their acceptance. The Secretary Ge​neral shall notify all the members of the Council of Europe and the Director Ge​neral of the International Labour Office of the entry into force of such amendments.



Article 37 – Denunciation

1
Any Contracting Party may denounce this Charter only at the end of a period of five years from the date on which the Charter entered into force for it, or at the end of any successive period of two years, and, in each case, after giving six months notice to the Secretary General of the Council of Europe who shall inform the other Parties and the Director G​eneral of the Internation​al Labour Office accord​ingly. Such denunciation shall not affect the validity of the Charter in respect of the other Contracting Parties provided that at all times there are not less than five such Contracting Parties.


2
Any Contracting Party may, in accor​dance with the provi​sions set out in the preceding paragraph, denounce any arti​cle or paragraph of Part II of the Charter accepted by it provided that the number of articles or para​graphs by which this Con​tracting Party is bound shall never be less than 10 in the former case and 45 in the latter and that this number of articles or para​graphs shall continue to include the articles selected by the Contracting Party among those to which special reference is made in Arti​cle 20, paragraph 1, sub‑paragraph b.


3
Any Contracting Party may denounce the present Charter or any of the articles or para​graphs of Part II of the Char​ter, under the conditions speci​fied in para​graph 1 of this article in respect of any terri​tory to which the said Charter is applicable by virtue of a declaration made in accordance with paragraph 2 of Article 34.



Article 38 – Appendix


The appendix to this Charter shall form an integral part of it.



In witness where​of, the undersigned, being duly authori​sed thereto, have signed this Charter.



Done at Turin, this 18th day of October 1961, in English and French, both texts being equally author​ita​tive, in a single copy which shall be depos​ited within the archives of the Council of Europe. The Secretary Gene​ral shall transmit certified copies to each of the Signatories.

APPENDIX TO THE SOCIAL CHARTER


Scope of the Social Char​ter in terms of persons protect​ed


1
Without prejudice to Arti​cle 12, paragraph 4, and Article 13, para​graph 4, the persons covered by Articles 1 to 17 include foreigners only insofar as they are nationals of other Con​tracting Parties lawfully resident or working regularly within the territory of the Contracting Party concerned, subject to the under​standing that these articles are to be interpreted in the light of the provisions of Arti​cles 18 and 19.



This inter​pretation would not prejudice the extension of similar facil​ities to other persons by any of the Contracting Parties.


2
Each Contract​ing Party will grant to refugees as defined in the Convention relating to the Status of Refugees, signed at Geneva on 28th July 1951, and lawfully staying in its territo​ry, treatment as favou​rable as possible, and in any case not less favoura​ble than under the obligations accepted by the Contracting Party under the said Convention and under any other existing internation​al instruments appli​cable to those refugees.

Part I, paragraph 18, and Part II, Article 18, paragraph 1


It is understood that these provisions are not concerned with the question of entry into the territories of the Contracting Parties and do not preju​dice the provisions of the European Convention on Establish​ment, signed at Paris on 13th December 1955.

Part II



Article 1, paragraph 2


This provision shall not be inter​pret​ed as prohibiting or authorising any union secu​rity clause or practice.



Article 4, paragraph 4



This provi​sion shall be so understood as not to prohibit immediate dismissal for any serious offence.



Arti​cle 4, paragraph 5



It is under​stood that a Contracting Party may give the undertak​ing required in this paragraph if the great majority of workers are not permitted to suffer deduc​tions from wages either by law or through collective agree​ments or arbi​tration awards, the exceptions being those persons not so covered.



Article 6, paragraph 4



It is under​stood that each Contracting Party may, insofar as it is concerned, regulate the exercise of the right to strike by law, provided that any further restriction that this might place on the right can be justified under the terms of Arti​cle 31.



Article 7, paragraph 8



It is understood that a Contract​ing Party may give the under​taking required in this paragraph if it fulfils the spirit of the undertaking by providing by law that the great majority of persons under 18 years of age shall not be em​ployed in night work.



Article 12, paragraph 4



The words “and subject to the conditions laid down in such agreements” in the introduction to this para​graph are taken to imply inter alia that with regard to benefits which are available independently of any insurance contribution a Con​tracting Party may require the completion of a prescribed period of residence before granting such benefits to nationals of other Contracting Parties.



Article 13, paragraph 4



Governments not Parties to the European Convention on Social and Medical Assistance may ratify the Social Charter in respect of this paragraph provided that they grant to nationals of other Contracting Parties a treat​ment which is in conformity with the provisions of the said Convention.



Article 19, paragraph 6



For the purpose of this provision, the term “family of a foreign worker” is under​stood to mean at least his wife and dependent children under the age of 21 years.

Part III



It is understood that the Charter contains legal obli​gations of an interna​tional character, the appli​cation of which is submit​ted solely to the supervi​sion provided for in Part IV thereof.



Article 20, paragraph 1



It is under​stood that the “numbered paragraphs” may include articles consisting of only one paragraph.

Part V


Article 30


The term “in time of war or other public emergen​cy” shall be so understood as to cover also the threat of war.

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

Resolution 217 A (III) vom 10.12.1948 

Präambel

Da die Anerkennung der angeborenen Würde und der gleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet, 

da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei geführt haben, die das Gewissen der Menschheit mit Empörung erfüllen, und da verkündet worden ist, daß einer Welt, in der die Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not genießen, das höchste Streben des Menschen gilt, 

da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechtes zu schützen, damit der Mensch nicht gezwungen wird, als letztes Mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung zu greifen, 

da es notwendig ist, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Nationen zu fördern, 

da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde und den Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt und beschlossen haben, den sozialen Forschritt und bessere Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern, 

da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen auf die allgemeine Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten hinzuwirken, 

da ein gemeinsames Verständnis dieser Rechte und Freiheiten von größter Wichtigkeit für die volle Erfüllung dieser Verpflichtung ist, 

verkündet die Generalversammlung 

diese Allgemeine Erklärung der Menschenrechte als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal, damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklärung stets gegenwärtig halten und sich bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung vor diesen Rechten und Freiheiten zu fördern und durch fortschreitende nationale und internationale Maßnahmen ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung und Einhaltung durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten selbst wie auch durch die Bevölkerung der ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiete zu gewährleisten. 

Artikel 1

Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geist der Brüderlichkeit begegnen. 

Artikel 2

Jeder hat Anspruch auf die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Überzeugung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand. 

Des weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder internationalen Stellung des Landes oder Gebiets, dem eine Person angehört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter Treuhandschaft steht, keine Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist ist. 

Artikel 3

Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person. 

Artikel 4

Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel sind in allen ihren Formen verboten. 

Artikel 5

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden. 

Artikel 6

Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden. 

Artikel 7

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede Diskriminierung, die gegen diese Erklärung verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu einer derartigen Diskriminierung. 

Artikel 8

Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatlichen Gerichten gegen Handlungen, durch die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenen Grundrechte verletzt werden. 

Artikel 9

Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden. 

Artikel 10

Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie bei einer gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Beschuldigung in voller Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen und unparteiischen Gericht. 

Artikel 11

1. Jeder, der wegen einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, hat das Recht, als unschuldig zu gelten, solange seine Schuld nicht in einem öffentlichen Verfahren, in dem er alle für seine Verteidigung notwendigen Garantien gehabt hat, gemäß dem Gesetz nachgewiesen ist. 

2. Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Ebenso darf keine schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte Strafe verhängt werden. 

Artikel 12

Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden. Jeder hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen. 

Artikel 13

1. Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und seinen Aufenthaltsort frei zu wählen. 

2. Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren. 

Artikel 14

1. Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen. 

2. Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen werden im Falle einer Strafverfolgung, die tatsächlich auf Grund von Verbrechen nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlungen erfolgt, die gegen die Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen verstoßen. 

Artikel 15

1. Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. 

2. Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch das Recht versagt werden, seine Staatsanghörigkeit zu wechseln. 

Artikel 16

1. Heiratsfähige Frauen und Männer haben ohne Beschränkung auf Grund der Rasse, der Staatsangehörigkeit oder der Religion das Recht zu heiraten und eine Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschließung, während der Ehe und bei deren Auflösung gleiche Rechte. 

2. Eine Ehe darf nur bei freier und uneingeschränkter Willenseinigung der künftigen Ehegatten geschlossen werden. 

3. Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat. 

Artikel 17

1. Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezuhaben. 

2. Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden. 

Artikel 18

Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht schließt die Freiheit ein, seine Religion oder Überzeugung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Kulthandlungen zu bekennen. 

Artikel 19

Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehindert anzuhängen sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. 

Artikel 20

1. Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln und zu Vereinigungen zusammenzuschließen. 

2. Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören. 

Artikel 21

1. Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter mitzuwirken. 

2. Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern in seinem Lande. 

3. Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen Gewalt; dieser Wille muß durch regelmäßige, unverfälschte, allgemeine und gleiche Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder in einem gleichwertigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck kommen. 

Artikel 22

Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und internationale Zusammenarbeit sowie unter Berücksichtigung der Organisation und der Mittel jedes Staates in den Genuß der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die für seine Würde und die freie Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlich sind. 

Artikel 23

1. Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit. 

2. Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit. 

3. Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebenenfalls ergänzt durch andere soziale Schutzmaßnahmen. 

4. Jeder hat das Recht, zum Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten. 

Artikel 24 

Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der Arbeitszeit und regelmäßigen bezahlten Urlaub. 

Artikel 25

1. Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leistungen gewährleistet sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände. 

2. Mütter und Kinder haben Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung. Alle Kinder, eheliche wie außereheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz. 

Artikel 26

1. Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung ist unentgeltlich, zum mindesten der Grundschulunterricht und die grundlegende Bildung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch. Fach- und Berufsschulunterricht müssen allgemein verfügbar gemacht werden, und der Hochschulunterricht muß allen gleichermaßen entsprechend ihren Fähigkeiten offenstehen. 

2. Die Bildung muß auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muß zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft zwischen allen Nationen und allen rassischen oder religiösen Gruppen beitragen und der Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Wahrung des Friedens förderlich sein. 

3. Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der Bildung zu wählen, die ihren Kindern zuteil werden soll. 

Artikel 27

1. Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den Künsten zu erfreuen und am wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben. 

2. Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die ihm als Urheber von Werken der Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen. 

Artikel 28 

Jeder hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, in der die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können. 

Artikel 29

1. Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein die freie und volle Entfaltung seiner Persönlichkeit möglich ist. 

2. Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen. 

3. Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden. 

Artikel 30

Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt werden, daß sie für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen, welche die Beseitigung der in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten zum Ziel hat. 

